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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Mit zwei in der Herbstsession 2010 eingereichten Motionen begann das politische
Engagement von Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) für die Abschaffung der
Zeitumstellung. Die Motionen verlangten vom Bundesrat zum einen die Abschaffung der
Sommerzeit mittels der Streichung von Artikel 2 des Zeitgesetzes (Mo. 10.3674) und zum
anderen, dass dieser sich «international dafür einzusetzen» habe, «dass die
Sommerzeit abgeschafft wird» (Mo. 10.3675).

Estermann argumentierte, durch die Zeitumstellung entstünden nicht nur
wirtschaftliche Kosten, auch die Umwelt profitiere nicht in erhofftem Masse von der
Umstellung, weil dadurch wider Erwarten gar keine Energie eingespart werde. Für
Firmen mit Schichtbetrieb, den öffentlichen Verkehr oder die Informatik sei die
Umstellung ferner eine unnötige Belastung. Nicht zuletzt seien medizinische Bedenken
anzubringen: Die innere Uhr des Menschen werde durch den ständigen Wechsel von
der Sommer- zur Winterzeit und umgekehrt aus der Balance gebracht, was zu Stress,
Leistungseinbrüchen, Müdigkeit und schliesslich gar zu einem erhöhten
Herzinfarktrisiko führen könnte.
Der Bundesrat argumentierte in seiner Stellungnnahme, die Sommerzeit sei 1981 in der
Schweiz nicht eingeführt worden, «um Energie zu sparen, sondern um eine
Übereinstimmung der Zeitregelung unseres Landes mit derjenigen benachbarter Länder
erreichen zu können.» Der Zustand einer «Zeitinsel» von 1980 habe zu erheblichen
volkswirtschaftlichen Einbussen und «verkehrsorganisatorischen» Schwierigkeiten
gegenüber den Nachbarstaaten geführt. Ein erneuter Alleingang würde sich also nicht
lohnen und laut EU-Kommission habe in der EU «kein Mitgliedstaat [...] Absicht
geäussert, die Sommerzeit abzuschaffen oder die Bestimmungen der geltenden
Richtlinie zu ändern». Zudem gebe es keine internationale Kommission, an die man sich
wenden könnte, um eine Abschaffung der Sommerzeit zu diskutieren. Über die
gesundheitlichen Folgen der Zeitumstellung, so der Bundesrat weiter, gebe es sowohl
Studien, welche die zusätzliche Belastung für den menschlichen Körper hervorgehoben
haben, als auch solche, welche positive Effekte des Vor- oder Zurückstellens der Uhren
hervorhoben. Aus diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motionen. 1

MOTION
DATUM: 03.11.2010
CHRISTIAN GSTEIGER

Im Oktober 2012 präsentierte Bundesrätin Simonetta Sommaruga im Nationalrat die
Stellungnahme des Bundesrates zu den beiden Motionen Yvette Estermanns (svp, LU)
und empfahl damit dem Parlament die Ablehnung der Anliegen zur Abschaffung der
Sommerzeit. Als Erstrat stimmte der Nationalrat mit 145 zu 23 Stimmen gegen eine
Streichung von Artikel 2 des Zeitgesetzes (Mo. 10.3674). Etwas mehr Stimmen, aber
immer noch deutlich zu wenig, gab es für Estermanns zweites Anliegen (Mo. 10.3675),
wonach sich die Schweiz international für die Abschaffung der Sommerzeit einzusetzen
gehabt hätte: Mit 135 zu 35 Stimmen folgte auch hier der Nationalrat der Empfehlung
des Bundesrates und lehnte die Motion ab. 2

MOTION
DATUM: 10.09.2012
CHRISTIAN GSTEIGER

Mit der Motion «Schluss mit der Zeitumstellung!» forderte Nationalrätin Yvette
Estermann (svp, LU) den Bundesrat 2016, wie bereits in zwei ähnlichen Motionen von
2010, erneut dazu auf, «Artikel 2 des Zeitgesetzes ersatzlos zu streichen», damit
zukünftig auf die Sommerzeitumstellung verzichtet würde. Anders als 2010 fügte
Estermann diesmal keine gesundheitlichen Begründungen an, denn die seien
unterdessen «allgemein bekannt». Stattdessen betonte sie, dass 1981 der Bundesrat die
Zeitumstellung eingeführt habe, obwohl sich die Bevölkerung 1978 in einer
Volksabstimmung eigentlich dagegen ausgesprochen hatte. Die Schweiz sah sich damals
gezwungen nachzuziehen und sich dem umliegenden Europa anzupassen, wenn sie
keine «Zeitinsel» mehr bilden wollte. Nun hätte sich aber die Situation verändert,
meinte Estermann: Nicht nur in der Schweiz sei die Bevölkerung unzufrieden über die
Zeitumstellung, auch in zahlreichen europäischen Ländern diskutierte man darüber, die
Zeitumstellung wieder abzuschaffen, oder habe man sich bereits für eine dauerhafte
Beibehaltung der Sommer- respektive Winterzeit entschieden. Das Argument der

MOTION
DATUM: 14.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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«Zeitinsel» sei nicht mehr stichhaltig.
Im Februar 2017 schilderte der Bundesrat in einer Stellungnahme, die Entscheidung von
1981 habe man aufgrund der wegen der nicht angepassten Zeitregelung entstandenen
wirtschaftlichen Nachteile gefällt, um «Zusatzkosten für die Schweizer Wirtschaft»
abzuwenden. Das Jahr 1980 nämlich, als die Schweiz ihre Zeit nicht den Nachbarländern
angepasst hatte, habe gezeigt, dass nicht nur wirtschaftliche, sondern auch
gesellschaftliche und kommunikative Nachteile entstanden seien. Nach der Einführung
der Zeitumstellung 1981 sei ferner kein Referendum ergriffen worden und für eine 1982
gestartete Volksinitiative sei die benötigte Anzahl Unterschriften nicht
zusammengekommen. Dass Estermanns Motionen von 2010 im Nationalrat gescheitert
waren, sah der Bundesrat als zusätzliche Begründung, die erneute Ablehnung der
Motion zu beantragen. Er behielt sich aber vor, «im Falle der Annahme der Motion im
Erstrat einen Abänderungsantrag im Zweitrat zu stellen», welcher vorsehen würde, die
Abschaffung der Zeitumstellung auf den Zeitpunkt festzulegen, «an dem die Mehrheit
der die Schweiz umgebenden Länder die Zeitumstellung abschafft». Dazu kam es
allerdings nicht: Im Dezember 2018 wurde die Motion aufgrund Nichtbehandlung nach
zwei Jahren abgeschrieben. 3

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Per Motion forderte die APK-NR vom Bundesrat einen epidemologisch angemessenen
Fahrplan für die schrittweise Öffnung der Grenzen und Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit vergleichbar mit den 3-stufigen Lockerungen im Inland. Die
Schliessung der Landesgrenzen im Zuge der Corona-Pandemie bedeutete für
Grenzgängerinnen und Grenzgänger lange Wartezeiten und für unverheiratete Paare
und getrennte Familien eine grosse Belastung. 
Der Bundesrat stimmte dem Anliegen der Kommission zu und legte am 29. April eine
Vorgehensweise zur Lockerung der Einreise in die Schweiz und der Zulassung
ausländischer Staatsangehöriger zum Arbeitsmarkt vor. Ein erster Schritt bestehe darin,
dass ab dem 11. Mai die Gesuche von Erwerbstätigen aus dem EU/EFTA-Raum und
Drittstaaten wieder bearbeitet werden, die vor dem 25. März eingereicht wurden.
Zudem solle der Familiennachzug für EU-Staatsangehörige und Schweizer Bürger
ermöglicht werden. Der zweite Schritt sehe ab dem 8. Juni die Bearbeitung aller
Gesuche aus dem EU/EFTA-Raum vor, wobei hierbei eine Koordination mit Kantonen
und Sozialpartnern erfolge und eine sistierte Stellenmeldepflicht aktiv werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. 
Der Nationalrat beriet in der ausserordentlichen Session im Mai 2020 über den
Vorstoss, wobei die Kommissionssprecherin Christa Markwalder (fdp, BE) darauf
drängte, die Motion für die Wirtschaft, den Tourismus und die Grundrechte der
Schweizer Bevölkerung anzunehmen. Die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter
musste sich in der Folge zahlreichen kritischen Fragen der Nationalrätinnen und
Nationalräte zur Arbeitslosigkeit, der Personenfreizügigkeit und potenziellen kantonalen
Sonderregelungen stellen. So plädierte Nationalrat Aeschi (svp, ZG) für die Aufhebung
der Personenfreizügigkeit zu Gunsten der Schweizer Arbeitslosen. Und Vertreterinnen
der Grenzkantone Basel, Basel-Stadt und Schaffhausen forderten eine frühere Öffnung
der Grenzen zu den Nachbarländern Deutschland und Frankreich. Bundesrätin Keller-
Sutter verwies jedoch in sämtlichen Fällen auf den bereits bekannten Fahrplan des
Bundesrats. Die Motion wurde vom Nationalrat nach dieser längeren Fragerunde mit 129
zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) angenommen. 4

MOTION
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2020 beriet der Ständerat über die Motion der APK-NR zur
schrittweisen Öffnung der Grenzen und Wiederherstellung der Personenfreizügigkeit.
Die APK-SR hatte sich im Vorfeld der Session mit 10 zu 1 Stimmen für die Annahme der
Motion ausgesprochen. 
Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) erwähnte in der Ratsdebatte die
inhaltliche Unbestrittenheit der Motion innerhalb der Kommission. Ein
Kommissionsmitglied habe sich laut Müller an der Kompetenzzuschreibung gestört, da
einzig und allein der Bundesrat über die Grenzöffnung zu entscheiden hätte und nicht
das Parlament. Die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter resümierte in der Folge
die Geschehnisse seit der Einreichung der Motion. So seien die Einreise- und
Zulassungsbeschränkungen für Personen aus dem Schengenraum bereits am 15. Juni
2020 aufgehoben worden und auch die Personenfreizügigkeit sei wiederhergestellt

MOTION
DATUM: 18.06.2020
AMANDO AMMANN
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worden. Noch nicht geklärt sei das Verfahren bei Touristen und Arbeitnehmenden aus
Drittstaaten, welche das Kriterium der wirtschaftlichen Notwendigkeit nicht erfüllen
würden. Der Bundesrat werde in Absprache mit den Schengen-Staaten in den
kommenden Wochen über die weitergehenden Lockerungsschritte entscheiden. Die
Motion wurde, da ihr Anliegen bereits erfüllt worden war, stillschweigend
angenommen. 5

Im Juni 2021 forderte Eva Herzog (sp, BS) in einer Motion, dass das Epiedemiengesetz
dahingehend geändert wird, dass der Bundesrat bei Grenzschliessungen die
notwendigen Massnahmen ergreifen können soll, um die Reisefreiheit und Mobilität
von Grenzgängerinnen und Grenzgängern und Einwohnerinnen und Einwohnern mit
persönlicher, familiärer oder beruflicher Bindung im Grenzgebiet sicherzustellen. Da
die Corona-Pandmie nicht die letzte ihrer Art sein werde und die abgebrochenen
Verhandlungen über das Rahmenabkommen mit der EU die Situation der Grenzregionen
nicht vereinfacht hätten, müsse man präventiv Massnahmen ergreifen, um das Leben in
diesen Regionen in Krisenzeiten aufrechtzuerhalten. Eine derartige Bestimmung sei
bereits im Covid-19-Gesetz enthalten, sei aber wie das Gesetz selber auf Ende 2021
befristet. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat klar, dass er sich bemühe,
verhältnismässige Massnahmen zur Pandemiebekämpfung zu ergreifen und von einer
Mobilitätsbeschränkung absehe, wenn die epidemiologische Lage dies erlaube. Das
Motionsanliegen werde durch die Umsetzung des Epidemiengesetzes, der Covid-19-
Verordnung 3 und der Covid-19-Verordnung «Massnahmen im Bereich des
internationalen Personenverkehrs» bereits berücksichtigt, argumentierte der
Bundesrat. Er setze sich jedoch gegen eine explizite Regelung im Epidemiengesetz ein,
da man dadurch den eigenen Handlungsspielraum – beispielsweise bei Ausbruch einer
noch bedrohlicheren Pandemie – einschränken würde. Zudem sollten derartige
Massnahmen an den Binnengrenzen im Rahmen der Schengen-Zusammenarbeit
erarbeitet werden. Aus diesen Gründen beantragte er die Ablehnung der Motion. 6

MOTION
DATUM: 14.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Ständerat mit der Motion von Eva Herzog
(sp, BS), welche die Ergänzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs
auch in Pandemiezeiten forderte. Die Motionärin zeigte sich erstaunt darüber, dass der
Bundesrat die Ablehnung der Motion beantragt hatte, obwohl die in der Motion
geforderte Bestimmung bereits im befristeten Covid-19-Gesetz verankert ist.
Ständerätin Herzog lobte das Vorgehen des Bundesrats, der mit Fortschreiten der
Pandemie die besondere Situation der Grenzregionen mehr und mehr berücksichtigt
habe. Sie zeigte aber wenig Verständnis für die Aussage des Bundesrats, dass das
Motionsanliegen erfüllt sei, wo doch die Covid-Verordnungen und das Covid-Gesetz
nur befristet gelten. Sie gab sich auch nicht mit der Begründung des Bundesrats
zufrieden, dass man mit einer derartigen Regelung im Epidemiengesetz den eigenen
Handlungsspielraum eingrenzen würde, denn ihre Motion enthalte eine «Kann-
Formulierung » und liesse einen genügend grossen Handlungsrahmen zu. Unterstützung
erhielt Herzog von ihrem Parteikollegen Carlo Sommaruga (sp, GE), der durch die
Gesetzesänderung zukünftige Spannungssituationen und Blockaden im Grenzverkehr
verhindern wollte. Bundesrat Berset meinte, dass für die Erfüllung des
Motionsanliegens keine gesetzliche Änderung notwendig sei und der Bundesrat das
Thema wie bisher flexibel handhaben wolle. Nach der Pandemie werde eine Analyse der
Lage vorgenommen, die sich auch der Überarbeitung des Epidemiengesetzes widmen
werde. Weil es wahrscheinlich eine allgemeine, umfassende Diskussion darüber geben
werde, was geändert oder angepasst werden müsse, lehne der Bundesrat vor Abschluss
der Analyse fast alle Anträge unabhängig von deren Inhalt ab, erklärte Berset. Man spiele
mit dem Antrag auf Ablehnung also nicht die Bedeutung der Motion herunter, sondern
wolle vor der anstehenden Gesetzesrevision noch keine Entscheidungen treffen, die zu
Unstimmigkeiten zwischen künftigen Änderungsanträgen führen könnten. Der Ständerat
liess sich von der bundesrätlichen Begründung nicht überzeugen und nahm die Motion
mit 29 zu 7 Stimmen an. 7

MOTION
DATUM: 20.09.2021
AMANDO AMMANN
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Durant l’année sous revue, les chambres ont traité deux motions relatives à la position
du gouvernement vis-à-vis de la participation de Taïwan à l’OMS. Une première motion
(04.3686), déposée en 2004 par André Reymond (udc, GE), qui demandait au Conseil
fédéral de statuer que la délégation suisse soutiendra la demande d’adhésion de Taïwan
à l’OMS, ou s'abstient de voter, lorsque la République de Chine déposera sa demande
d’adhésion. Si le Conseil national a adopté cette motion au mois de mars, par 94 voix
contre 62, le Conseil des Etats l’a toutefois rejetée au mois de juin. Il a suivi à ce titre la
majorité de sa commission compétente. Il a toutefois adopté une motion apparentée
de sa commission de politique extérieure, qui demandait, elle, au Conseil fédéral de se
prononcer, au sein des instances de l'OMS, pour que Taïwan, indépendamment de son
statut international, participe à la mise en oeuvre des missions de la politique sanitaire
mondiale, en particulier en matière de prévention, de surveillance et d'échanges
d'informations concernant les nouvelles maladies infectieuses. Le Conseil national s’est
ensuite prononcé à son tour en faveur de cette seconde motion. 8

MOTION
DATUM: 04.12.2007
ELIE BURGOS

Gute Dienste

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits für die
humanitäre Hilfe in Höhe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekämpfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite könnten zudem an
notleidende europäische Länder vergeben werden, beispielsweise zur Bekämpfung der
prekären Lage in den Flüchtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusätzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darüber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beiträgen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 175 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. für den "Catastrophe Containment and
Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
diesen Massnahmen bereits erfüllte, beantragte er die Annahme derselbigen. 

In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat über die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher für deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus Entwicklungsländer vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen würden. Eine
Kommissionsminderheit Grüter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das reguläre Budget für die humanitäre Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch stärker für die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets dafür verwenden solle. Bundesrat Cassis
befürwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Hälfte der erwähnten CHF 175 Mio.
kompensiert werden müssten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. 9

MOTION
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2020 kam die Motion der APK-NR zum Nachtragskredit für die
humanitäre Hilfe in den Ständerat. Die APK-NR hatte vom Bundesrat für das Jahr 2020
eine Aufstockung der Kredite für humanitäre Hilfe um CHF 100 Mio. verlangt, um
substanzielle Beiträge an IKRK, UNO und IFRC und deren Covid-Hilfsprogramme leisten
zu können. Die APK-SR empfehle die Motion mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme, gab
Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher der Kommission bekannt. Sommaruga erinnerte
daran, dass insbesondere afrikanische Staaten mit schwacher Gesundheitsinfrastruktur
und fragiler Wirtschaft besonders hart vom Coronavirus getroffen worden seien. Die
Aufrufe der internationalen Organisationen zeigten, dass enorme zusätzliche
Anstrengungen nötig seien, um die Folgen der Pandemie in diesen Staaten bewältigen
zu können. Zwar habe das Parlament im Nachtrag IIa bereits CHF 307 Mio. für die
Entwicklungshilfe freigegeben, die Motion sei aber aus drei Gründen weiterhin relevant.
Erstens sei sie ein Signal an die Bevölkerung, dass sich die Schweiz an den weltweiten

MOTION
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN
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humanitären Anstrengungen beteiligen müsse. Zweitens unterstütze man damit den
Bundesrat in seinem multilateralen, humanitären Engagement im Rahmen der Covid-19-
Krise. Und drittens signalisiere man damit, dass das EDA bis Ende Jahr Gesuche um
zusätzliche Mittel einreichen könne, solange die Grenze von CHF 100 Mio. eingehalten
werde. Eine Minderheit Chiesa (svp, TI) empfahl die Motion zur Ablehnung, unter
anderem weil der Bundesrat in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-
2024 eine weitere Erhöhung der Ausgaben für die humanitäre Hilfe auf CHF 536 Mio.
vorsehe. Gemäss Chiesa habe der Ausbau der finanziellen Unterstützung zugunsten
multilateraler Organisationen «System» und müsse bekämpft werden. Zudem sei die
Covid-bedingte Notlage in der Schweiz so gross, dass man in erster Linie die
«Schwächsten im eigenen Land» schützen müsse. Bundesrat Cassis wies die Mitglieder
des Ständerats darauf hin, dass die vorliegende Motion alle vier Prioritäten der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 tangiere: Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Mit den bewilligten Nachtragskrediten werde man
die humanitären Appelle des IKRK, des IFRC, der UNO sowie einen dritten Appell der G-
20-Länder unterstützen. Laufende DEZA-Programme würden zudem gezielt auf die
Bewältigung der Pandemie ausgerichtet werden. Die Hälfte der geforderten CHF 100
Mio. würden aus dem regulären Haushalt finanziert, für die zusätzlichen Mittel nutze
man auch die Covid-bedingten Kreditreste. Gemäss Cassis erfülle der Bundesrat das
Anliegen der Motion mit diesen Massnahmen bereits, weshalb er sie zur Annahme
empfehle. Die kleine Kammer stimmte mit 25 zu 12 Stimmen für die Annahme der
Motion und folgte damit dem Beispiel des Nationalrats. 10

Im März 2021 beantragte der Bundesrat die Abschreibung der Motion der APK-NR,
welche damit einen Nachtragskredit für die humanitäre Hilfe gefordert hatte. Im
Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahre 2020 liess der
Bundesrat verlauten, dass er im April 2020 einen Kredit über CHF 400 Mio. beschlossen
habe, um die negativen Folgen der Covid-Pandemie in von Armut, Konflikten und
Katastrophen geprägten Staaten zu mildern. Das Parlament hatte daraufhin im Nachtrag
IIa nur CHF 200 Mio. an Darlehen und CHF 107.5 Mio. an Beiträgen freigegeben. Diese
erfüllten das Motionsanliegen aus Sicht des Bundesrats jedoch bereits. Zusätzlich zu
den Krediten in der Entwicklungshilfe habe das EJPD einen Kredit von CHF 1.1 Mio. für
Projekte des UNO-Flüchtlingshilfswerks und des IKRK freigegeben. Die beiden Räte
schrieben die Motion kurz darauf während der Sommersession 2021 ab. 11

MOTION
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

Entwicklungspolitik

Les chambres ont examiné une motion de la conseillère aux Etats Madeleine Amgwerd
(pdc, JU) déposée fin 2005. Cette motion demandait au Conseil fédéral de soutenir à
long terme le Fonds mondial de lutte contre le sida, la tuberculose et le paludisme en
augmentant sa cotisation annuelle en fonction de la part de la Suisse dans le revenu
brut mondial, à savoir 50 millions de dollars américains. La motion demandait
concrètement que la cotisation suisse passe de 5 à 25 millions de francs pour 2006 et
qu’elle soit encore adaptée les années suivantes. Au Conseil des Etats, cette motion a
été adoptée, contre l’avis du Conseil fédéral, par 13 voix contre 10. Ce dernier estimait
en effet qu'une augmentation supplémentaire de la contribution de la Suisse au Fonds
mondial ne devait pas se faire au détriment d'autres dépenses au titre de la
coopération internationale au développement. Il a également souligné que la
Confédération soutenait d’autres institutions qui combattent également ces maladies.
Au Conseil national, une minorité de la commission (CPE-CN) emmenée par des
membres de l’UDC et du Parti libéral, a proposé de rejeter la motion pour deux raisons
principales : elle considérait, d’une part, que le fonds mondial n’était pas efficace, et,
d’autre part, que la Confédération n’avait pas les moyens d’augmenter sa contribution.
Ne considérant pas ces arguments, d’ailleurs vivement combattus, le plénum a
finalement suivi la majorité de la commission et adopté la motion en question par 86
voix contre 75. 12

MOTION
DATUM: 14.06.2006
ELIE BURGOS
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Etant donné les conséquences économiques de la crise du Covid-19, le sénateur
agrarien Jakob Stark (udc, TG) a recommandé une adaptation de l'article 63 de la loi sur
les épidémies (LEp). Pour être précis, il a préconisé une indemnisation appropriée pour
les entreprises restreintes dans leurs activités économiques par des mesures
contraignantes liées à une épidémie, comme le confinement. 
Le Conseil fédéral s'est montré sceptique face à une adaptation de la LEp. Au contraire,
il estime que la LEp doit rester flexible pour répondre aux enjeux de chaque épidémie.
En outre, il a précisé que, lors de la crise du Covid-19, des mesures extraordinaires ont
été prises via la loi Covid-19. 
La motion a été rejetée par 22 voix contre 8 et 3 abstentions. 13

MOTION
DATUM: 27.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Lebensmittel

Tout comme la chambre du peuple, une majorité du Conseil des Etats veut promouvoir
la consommation de fruits et légumes locaux. La chambre haute a donné son feu vert à
la motion Roduit (centre, VS) qui permettrait, d'une part, de contribuer à lutter contre
le surpoids et l'obésité et, d'autre part, d'inciter à la consommation d'une alimentation
plus respectueuse du climat. Marianne Maret (centre, VS), pour la majorité de la
commission, a insisté sur la nécessité d'informer correctement la population, une
démarche nécessaire pour un bon fonctionnement de la responsabilité individuelle.
Pour la minorité opposée à cette motion, Jakob Stark (udc, TG) a invoqué l'importance
du fédéralisme – s'opposant à des mesures centralisées – et une campagne qu'il
considère comme superflue au vu du niveau d'information de la population à ce sujet;
un avis partagé par le Conseil fédéral, représenté par Alain Berset lors de ce débat. Cela
n'aura pas suffi à convaincre un nombre suffisant de sénatrices et de sénateurs qui ont
accepté par 21 voix contre 16 et 2 abstentions cette proposition. Le Conseil fédéral est
donc chargé de mettre ce texte en œuvre. 14

MOTION
DATUM: 27.09.2021
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Im Berichtsjahr überwiesen beide Räte eine Motion Zanetti (sp, SO), die eine Befreiung
von elektronischen Zigaretten und anderen Raucherentwöhnungshilfen von der
Tabaksteuer forderte. 15

MOTION
DATUM: 21.12.2011
LAURENT BERNHARD

Finanz- und Ausgabenordnung

Ende Mai 2020 beantragte die FK-NR in einer Motion, dass die im Zusammenhang mit
Covid-19 entstandenen ausserordentlichen Ausgaben nicht auf das
Amortisationskonto der Schuldenbremse gebucht werden. Ein Fehlbetrag auf dem
Amortisationskonto – zu diesem Zeitpunkt rechnete der Bundesrat mit einem
Fehlbetrag von knapp CHF 40 Mrd. – müsste gemäss Finanzhaushaltsgesetz innerhalb
von sechs Jahren abgebaut werden. Schon ohne diesen Schuldenabbau seien aber
wegen des Rückgangs der Wirtschaftstätigkeit aufgrund der Corona-Krise in den
Finanzplanjahren 2022-2024 Massnahmen zur Haushaltssanierung nötig, argumentierte
die Finanzkommission. Deshalb sollten die ausserordentlichen Ausgaben
ausnahmsweise als Staatsschulden verbucht werden. Der Bundesrat bestätigte in seiner
Antwort, dass die ausserordentlichen Ausgaben Ende 2020 zu einem hohen Defizit
führen werden. Er werde Ende Jahr eine finanzpolitische Gesamtschau erstellen und
dort die Möglichkeiten, wie mit den ausserordentlichen Ausgaben umgegangen werden
soll, diskutieren. Er wolle jedoch die «grundsätzliche Stossrichtung der
Schuldenbremse» beibehalten und empfahl daher die Motion zur Ablehnung.
Mit einer ähnlichen Begründung hatte Charles Juillard (cvp, JU; Mo. 20.3285) kurz zuvor
das umgekehrte Vorgehen vorgeschlagen: So sollen die ausserordentlichen Corona-
Ausgaben regulär auf dem Amortisationskonto verbucht werden, die Frist zu ihrem

MOTION
DATUM: 28.05.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Abbau aber verlängert werden. 16

Im September 2021 zog die FK-NR ihre Motion kommentarlos zurück. Darin hatte sie
verlangt, die Corona-bedingten Mehrkosten nicht als ausserordentliche Ausgaben und
somit nicht auf dem Amortisationskonto zu verbuchen. Unterdessen hatte der
Bundesrat – mit Zustimmung des Parlaments – jedoch bereits im Jahr 2020 die
entsprechenden Kosten auf das Amortisationskonto gebucht und plante, dasselbe auch
für das Jahr 2021 zu tun. Zudem hatte er aber auch einen Vorschlag unterbreitet, wie
die entsprechenden Schulden abgebaut werden sollen. 17

MOTION
DATUM: 10.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Im Gegensatz zur FK-NR, welche darauf verzichten wollte, die Corona-bedingten
Ausgaben als ausserordentliche Ausgaben zu verbuchen (Mo. 20.3470), beantragten
Charles Juillard (cvp, JU; Mo. 20.3285) sowie die Mitte-Fraktion (Mo. 20.3300) in einer
Motion, die «Schuldenbremse zu respektieren und die Ventilklausel zu nutzen».
Sämtliche Ausgaben zur Bewältigung der Coronakrise sollten entsprechend als
ausserordentliche Ausgaben verbucht werden. Da die auf das Amortisationskonto der
Schuldenbremse gebuchten Ausgaben innert sechs Jahren kompensiert werden
müssten, dies aber bei den Corona-Ausgaben aufgrund ihrer Höhe «nicht realistisch»
sei, sollte dafür eine Fristerstreckung beantragt werden. Wie auch bei der Motion der
Finanzkommission verwies der Bundesrat auf die finanzpolitische Gesamtschau, die er
Ende 2020 durchführen werde. In der Herbstsession 2020 folgte der Ständerat
stillschweigend einem Ordnungsantrag Français (fdp, VD) auf Zuweisung der Motion
Juillard an die FK-SR. Die Kommission müsse eine Bestandsaufnahme zu diesem Thema
machen, argumentierte Français. 18

MOTION
DATUM: 22.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2021 schlug die FK-SR in einer Motion vor, die Zusatzausschüttungen des Jahres
2020 (CHF 660 Mio.) der SNB dem Amortisationskonto gutzuschreiben und somit zum
Abbau der Corona-Schulden zu verwenden. Anders als die Motion ihrer
Schwesterkommission, welche neben den Zusatzausschüttungen auch den Grundbetrag
der Ausschüttungen auf das Amortisationskonto buchen wollte, plante die
ständerätliche Kommission, den Grundbetrag über CHF 2 Mrd. wie geplant dem
ordentlichen Haushalt zukommen zu lassen. Demnach hätten «Zusatzausschüttungen
[...] klar den Charakter von ausserordentlichen Einnahmen», begründete die
Kommission ihren Vorstoss. Im August 2021 beantragte der Bundesrat die Ablehnung
der Motion, da er den generellen Vorschlag der ständerätlichen Kommission in der
Zwischenzeit als eine von zwei Möglichkeiten in seine Botschaft zum Abbau der Covid-
19-Schulden aufgenommen hatte: So sollen die Schulden neben der Verwendung der
ordentlichen Überschüsse in den kommenden Jahren entweder über die
Zusatzausschüttungen der SNB oder über eine Umbuchung der als ordentliche
Überschüsse verbuchten Erträge aus früheren Jahren abgebaut werden. Gleichzeitig
hatte er jedoch darauf verzichtet, die bereits verbuchten Zusatzausschüttungen aus
dem Jahr 2020 neu zuzuweisen und seine Regelung stattdessen auf die ab 2021
anfallenden Ausschüttungen beschränkt. 
Nachdem Bundesrat und Kommission dieses aktuelle Projekt des Bundesrates in der
Herbstsession 2021 erläutert hatten, zog die Kommission ihre Motion, die von einer
Minderheit Zanetti (sp, SO) abgelehnt worden war, zurück. 19

MOTION
DATUM: 21.09.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

En 2007, une recherche du Registre allemand du cancer de l’enfant a conclu à un
risque accrû de leucémie chez les enfants vivant dans un rayon de cinq kilomètres
autour d’une centrale nucléaire. La publication de ces résultats dans la presse suisse au
printemps a suscité un émoi certain en plein débat sur la place du nucléaire dans la
stratégie énergétique suisse. Afin de disposer d’informations comparables sur la Suisse,
Les chambres ont approuvé une motion Rudolf Rechsteiner (ps, BS) chargeant le
Conseil fédéral de commander à des experts indépendants une étude sur la leucémie
chez les enfants vivant à proximité des centrales nucléaires suisses. Dans le même
registre, le Conseil national a transmis au Conseil fédéral un postulat Hans-Jürg Fehr
(ps, SH) lui donnant mandat de faire analyser les effets du rayonnement de faible
intensité émis par les installation nucléaires sur les humains, les animaux et les plantes.
Le Conseil national a également adopté, sans discussion, un postulat Girod (pe, ZH)
allant dans le même sens que la motion Rechsteiner. 20

MOTION
DATUM: 18.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine Motion Vollmer (sp, BE), welche die nötigen gesetzlichen Grundlagen für den
Schutz der Bevölkerung vor Lederwaren mit hochgefährlichen chemischen
Rückständen verlangte, wurde auf Antrag des Bundesrates, welcher auf entsprechende
Regelungen auf Verordnungsebene verwies, lediglich als Postulat überwiesen. 21

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls in der Postulatsform wurde eine Motion Eymann (lp, BS) angenommen, welche
den BR aufforderte, die gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, um den Schutz von
Personen, welche Pilze für den Eigengebrauch gesammelt haben, durch staatliche
Kontrolle zu gewährleisten. 22

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

In einer Motion verlangte der Tessiner SP-Nationalrat und Onkologe Cavalli, der Bund
solle die Informationssysteme zur Erfassung der zur Morbidität bei Krebs verfügbaren
Daten finanziell unterstützen. Der Bundesrat anerkannte, dass es sinnvoll wäre, ein
zentrales Krebsregister zu führen, insbesondere um die Wirksamkeit von Prävention
und Therapien besser abschätzen zu können. Er erklärte sich deshalb bereit zu prüfen,
wie der Ausbau der bestehenden Krebsregister zu einer gesamtschweizerischen
Statistik am kostengünstigsten organisiert und finanziert werden kann. Auf seinen
Antrag wurde die Motion als Postulat überwiesen. 23

MOTION
DATUM: 21.03.2000
MARIANNE BENTELI

Zu Unmut im Parlament führt seit einigen Jahren die Tätigkeit der Stiftung
Gesundheitsförderung Schweiz, welche durch eine Zwangsabgabe auf den
Krankenkassenprämien finanziert wird. Insbesondere wird immer wieder eine
Verzettelung der Mittel (rund 17 Mio Fr. pro Jahr) moniert. Dies veranlasste Nationalrat
Rossini (sp, VS), mit einer Motion zu verlangen, der Bund solle als Mitglied des
Stiftungsrates durch eine Revision des Leitbildes darauf hinwirken, dass Projekte
einerseits verstärkt nach Schwerpunktachsen, andererseits in einem längeren
Zeitrahmen gefördert werden können, da Gesundheitsförderung erwiesenermassen
einen langen Atem brauche, um die Zielgruppen zu erreichen. Im Rahmen ihres
gesetzlichen Auftrages realisiert die Stiftung keine eigenen Projekte, sondern bietet
fachliche und finanzielle Unterstützung bei der Lancierung von Aktivitäten an. Dieses
Engagement ist gemäss den Leitlinien der Stiftung üblicherweise zeitlich auf maximal
drei Jahre und finanziell auf höchstens 50% der Gesamtkosten begrenzt. In seiner
Stellungnahme wies der Bundesrat darauf hin, dass die Stiftung seit 1999 strategisch auf
drei Schwerpunktprogramme setzt, welche die Themenkreise "Bewegung, Ernährung,
Entspannung", "Gesundheit und Arbeit" und "Jugendliche und junge Erwachsene"
beinhalten. Obgleich er die Ansicht des Motionärs teilte, wonach Prävention generell

MOTION
DATUM: 19.03.2007
MARIANNE BENTELI
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langfristig angelegt sein muss, bezweifelte er, ob es sachlich geboten ist, die bisherige
Praxis zu ändern und die Stiftung zu einem dauerhaften Finanzierungsträger nur
weniger Aktivitäten zu machen. Federführend in der Prävention seien gemäss
Verfassung die Kantone und Gemeinden, während es Sache der Stiftung sei, Impulse zu
geben. Eine Ausrichtung auf einzelne Themen wäre dieser Aufgabe hinderlich oder
würde sie sogar verunmöglichen. Aufgrund einer externen Evaluation habe die Stiftung
in den letzten Jahren zudem ihre Tätigkeit kritisch hinterfragt und beschlossen, die
Mittel gezielter einzusetzen. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 101 zu 75 Stimmen
abgelehnt. 24

Erfolg hatte Kiener Nellen (sp, BE) mit einer Motion, die den Bundesrat aufforderte,
Budget und Finanzplan des Bundesamtes für Sport (Baspo) ab 2007 um mindestens 10
Mio Fr. zu erhöhen, damit – in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für
Gesundheit (BAG) – Umsetzungsprojekte zur Bewegungs- und Sportförderung sowie zur
Förderung einer gesunden Ernährung für Kinder im Alter von fünf bis zehn Jahren
realisiert werden können. Die Motionärin machte geltend, es gebe zahlreiche Hinweise
darauf, dass ausreichend Bewegung und Sensibilisierung für eine gesunde Ernährung im
Kindesalter einer sportlichen Betätigung und einer ausgewogenen Lebensweise auch im
Erwachsenenalter Vorschub leisten können. Trotz des unbestrittenen Handlungsbedarfs
war der Bundesrat jedoch der Ansicht, dass Umsetzungsprogramme für Kinder und
Jugendliche nicht isoliert zu betrachten, sondern in einen gesamtheitlichen Kontext zu
stellen sind, weshalb er Ablehnung dieser sehr eng gefassten Motion beantragte. Der
Nationalrat war aber der Auffassung, Prävention habe gerade in einem frühen
Entwicklungsstadium einen ganz hohen Stellenwert, weshalb er die Motion mit 118 zu 56
Stimmen an den Ständerat überwies. Abgelehnt wurde hingegen eine Motion Zisyadis
(pda, VD) (Mo. 04.3779) auf Übernahme der Diätberatung bei Jugendlichen durch die
obligatorische Krankenversicherung, da der BR geltend machte, anders als bei
Erwachsenen sei im Kinder- oder Jugendalter der Nutzen einer Beratung nicht
wissenschaftlich nachgewiesen 25

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat änderte eine vom Nationalrat überwiesene Motion Kiener Nellen (sp, BE),
die den Bundesrat aufforderte, Budget und Finanzplan des Bundesamtes für Sport
(Baspo) ab 2007 um mindestens 10 Mio Fr. zu erhöhen, damit Umsetzungsprojekte zur
Bewegungs- und Sportförderung sowie zur Förderung einer gesunden Ernährung für
Kinder im Alter von fünf bis zehn Jahren realisiert werden können, ab. Die kleine
Kammer beauftragte den Bundesrat, die Arbeit am Massnahmenpaket „Ernährung und
Bewegung“ bis Ende 2008 abzuschliessen unter besonderer Berücksichtigung der
Bewegungs- und Sportförderung sowie der Förderung einer gesunden Ernährung von
Kindern im Alter von fünf bis zehn Jahren. 26

MOTION
DATUM: 11.06.2008
LINDA ROHRER

Eine im „European Journal of Cancer“ erschienene Studie zeigte auf, dass in
Deutschland ein erhöhtes Risiko für Krebs bei Kindern unter fünf Jahren besteht, wenn
diese innerhalb eines Umkreises von fünf Kilometern eines Atomkraftwerkes (AKW)
wohnen und gab damit Anstoss zu einem Postulat Girod (gp, ZH) (Po. 07.3821) und einer
Motion Rechsteiner (sp, BS) im Nationalrat. Ersterer beauftragte den Bundesrat, auch
für die Schweiz eine vergleichbare Studie durchzuführen. Die Motion ging einen Schritt
weiter und verlangte auch die Untersuchung der Krebsraten von Erwachsenen im
Umfeld von AKWs. Ausserdem sollte ein Studienprogramm der Frage nachgehen,
inwiefern sich die radiologische Wirkung von Atomanlagen von der künstlichen
Strahlung unterscheidet. Der Nationalrat nahm das Postulat sowie denjenigen Teil der
Motion an, dessen Inhalt sich mit demjenigen des Postulates deckte . 27

MOTION
DATUM: 18.12.2008
LINDA ROHRER

Eine Motion Widmer (sp, LU), welche den Bundesrat beauftragte, die verschiedenen
kantonalen Projekte zur Prävention von Suizid zu koordinieren, wurde abgelehnt.
Während der Motionär der Auffassung war, dass angesichts der hohen Suizidraten und
eines Vergleichs mit anderen Präventionskampagnen ein grösseres Engagement von
Bund und Kantonen in der Suizidprävention angebracht wäre, war der Bundesrat der
Meinung, dass er im Rahmen seiner Zuständigkeit bereits ausreichend aktiv geworden
sei und beantragte daher die Ablehnung der Motion. Diese Ansicht teilte auch der
Nationalrat. 28

MOTION
DATUM: 19.12.2008
LINDA ROHRER
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Eine Motion Müller (gp, AG) forderte den Bundesrat auf, ein gesamtschweizerisches
Krebsregister zu erstellen. Dies forderte er unter anderem deshalb, weil damit mehr
Klarheit über die Folgen von Atomanlagen im Normalbetrieb sowie bei unerwarteter
Abgabe von Radioaktivität geschaffen werden könnte. Der Bundesrat war der
Auffassung, dass die Erstellung eines Krebsregisters durch den Bund nicht das Ziel einer
gesetzlichen Regelung sein könne. Vielmehr müsse eine Harmonisierung der von den
Kantonen erhobenen wissenschaftlich relevanten Krebsdaten erreicht werden. Diese
Auffassung teilte der Nationalrat und lehnte die Motion mit 90 zu 67 Stimmen ab. 29

MOTION
DATUM: 16.09.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion der SGK des Nationalrates beauftragte den Bundesrat, die bis Ende 2009
befristete Massnahme der Screening-Mammografien bei über 50-jährigen Frauen zu
verlängern, bis eine neue Gesetzesbestimmung in Kraft ist, welche eine dauerhafte
Übernahme gewährleistet. Diese Verlängerung wurde als notwendig erachtet, weil bis
zum damaligen Zeitpunkt nur die sechs welschen Kantone und St. Gallen solche
Programme eingeführt hatten. Der Bundesrat hatte zwar in der schriftlichen Erklärung
eine Ablehnung beantragt, änderte seine Meinung aber in der Diskussion im Nationalrat
und empfahl die Motion schliesslich doch zur Annahme. Dem folgten auch der National-
und Ständerat. 30

MOTION
DATUM: 22.09.2009
LINDA ROHRER

Eine vom Ständerat im Vorjahr abgeänderte Motion Kiener Nellen (sp, BE), die den
Bundesrat aufforderte, Budget und Finanzplan des Bundesamtes für Sport (Baspo) ab
2007 um mindestens 10 Mio Fr. zu erhöhen, damit Umsetzungsprojekte zur Bewegungs-
und Sportförderung sowie zur Förderung einer gesunden Ernährung für Kinder im
Alter von fünf bis zehn Jahren realisiert werden können, wurde auch vom Nationalrat
gutgeheissen. 31

MOTION
DATUM: 24.09.2009
LINDA ROHRER

Der Ständerat lehnte eine im Vorjahr durch den Nationalrat abgelehnte Motion Müller
(gp, AG) gegen den Willen eines Minderheitsantrages Hêche (sp, JU) ebenfalls ab. Die
Motion hatte den Bundesrat aufgefordert, ein gesamtschweizerisches Krebsregister zu
erstellen. 32

MOTION
DATUM: 20.09.2010
LUZIUS MEYER

Die kleine Kammer nahm eine Motion Graf (gp, BL) an, welche forderte, dass die
Erkenntnisse aus dem Nationalen Forschungsprojekt „Hormonaktive Stoffe: Bedeutung
für Menschen, Tiere und Ökosysteme“ umgesetzt werden, indem die empfohlenen
Massnahmen geprüft und die notwendigen Anpassungen in Gesetzen und Verordnungen
übernommen werden. Ziel der Motion war es, Menschen, Tiere und Ökosysteme gemäss
dem Vorsorgeprinzip vor Gefahren von hormonaktiven Stoffen zu schützen. Sowohl die
Kommission des Ständerates als auch der Bundesrat hatten die Motion zur Annahme
empfohlen. 33

MOTION
DATUM: 15.12.2010
LUZIUS MEYER

Les chambres ont adopté une motion Altherr (plr, AR) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer une stratégie nationale de prévention et de lutte contre le cancer en
collaboration avec les organisations concernées, les spécialistes et les cantons afin de
garantir l’égalité des chances en ce qui concerne la détection précoce, l’examen
diagnostic, les soins et le suivi psychosocial et palliatif. Le motionnaire estime que le
programme contre le cancer 2005-2010 a eu des effets positifs mais a également
montré ses limites. Ainsi, il charge le Conseil fédéral d’harmoniser et de coordonner les
différentes stratégies pour toutes les étapes, de créer une banque de données
nationale pour la détection et de mettre en place des centres de compétences
nationaux dans le programme contre le cancer 2011-2015. Sur proposition du Conseil
fédéral, les chambres ont supprimé la partie relative à l’accès pour tous aux traitements
efficaces et à l’optimisation de la collaboration entre les organes compétents estimant
qu’elle relève de prérogatives cantonales. Le Conseil national a également adopté une
motion Weber-Gobet (pcs, FR) (Mo. 11.3602) de même teneur. 34

MOTION
DATUM: 12.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Mitte Jahr gab die Regierung bekannt, dass Bund und Kantone die nationale Strategie
gegen Krebs 2014-2017 verabschiedet haben. Eingeleitet wurde dieser Schritt durch die
Anregung einer 2011 überwiesenen Motion Altherr (fdp, AR) und ausgehend von der
Annahme, dass durch die demografische Entwicklung für die kommenden Jahre eine
weitere Zunahme der Krebserkrankungen zu erwarten ist. Die Strategie gliedert sich in
die Bereiche Vorsorge sowie Betreuung und Forschung, wobei jedem Bereich
Handlungsfelder und konkrete Projekte zugeordnet werden. Angedachte Massnahmen
umfassen die Weiterführung nationaler oder kantonaler Präventionsprogramme, die
Vernetzung der kantonalen Versorgungsstrukturen oder die Erarbeitung des
Bundesgesetzes über die Registrierung von Krebserkrankungen. Mit der Erarbeitung
und Umsetzung der nationalen Strategie gegen Krebs leisten Bund, Kantone und
beteiligte Organisationen einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung von
Gesundheit2020. 35

MOTION
DATUM: 03.07.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit einer bereits 2011 eingereichten Motion Ingold (evp, ZH) wurde der Bundesrat
beauftragt, einen Aktionsplan zur Suizidprävention vorzulegen. Dieser soll vorbeugend
bei den häufigsten Selbstmordursachen – soziale Isolation sowie Depressionen –
ansetzen mit dem Ziel, die steigende Suizidrate zu bremsen. Die Motionärin zeigte sich
erstaunt über einzelne Erkenntnisse aus einem aus dem Jahr 2011 stammenden Bericht
zu diesem Thema. Darin wurde aufgezeigt, was der Bundesrat zur Suizidprävention zu
tun gedenkt. Das lancierte nationale Forschungsprogramm (NFP 67) und die
Unterstützung der Kantone in Daten- und Informationsbearbeitung seien laut Ingold
nicht ausreichend: Angesichts der Tatsache, dass Suizid die häufigste Todesursache in
der Altersgruppe der 15- bis 44-Jährigen ist, müsse der Bund mehr in die Prävention
investieren. Namentlich seien die Aufklärung und die Anpassung von Massnahmen zu
fördern. Der Bundesrat entgegnete in einer umfassenden Antwort, dass erste
Massnahmen wie etwa die Weiterführung der Ende 2012 auslaufenden Strategie
Palliative Care ergriffen worden seien und dass man weitere Arbeitsgruppen gebildet
habe. Für zusätzliche Schritte fehle hingegen die gesetzliche Grundlage. Unter
Erwähnung weiterer Lösungen, welche seit Einreichen der Motion ergriffen worden
seien, beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Das Ratsplenum folgte
jedoch der Motionärin und überwies das Geschäft mit 98 zu 85 Stimmen dem
Ständerat, welcher jedoch erst im Folgejahr zur Behandlung dieses Vorstosses kommen
wird. 36

MOTION
DATUM: 11.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Jacques Bourgeois (fdp, FR) beabsichtigte, den Bundesrat mit einer Motion zum
Spurenelement Selen zu beauftragen. Selen sei sowohl für die menschliche wie auch
die tierische Gesundheit von grosser Bedeutung. Daher sollte mittels Monitorings der
Selengehalt der Lebensmittel kontrolliert werden. Zudem sollten mit Selen verbundene
Vorteile, aber auch Risiken für die Gesundheit beschrieben und Massnahmen zur
Minimierung der Risiken bezüglich eines Selenmangels aufgeführt werden. Ebenfalls
forderte der Motionär die Bestimmung des Selenanteils, welcher durch Produktion im
Inland gedeckt werden kann, sowie eine Auflistung der Lebensmittel mit Selengehalt.
Der Bundesrat sprach sich in seiner Stellungnahme für die Motion aus. Die Höhe des für
verschiedene Stoffwechselfunktionen verantwortlichen Selengehaltes sei abhängig vom
Ort der Produktion. In den Schweizer Böden sei dieser Gehalt nicht sehr hoch, folglich
komme den importierten Nahrungsmitteln eine besondere Bedeutung zu. Der
Bundesrat befürchtete die Verschlechterung des Selenstatus eines Teils der
Schweizerinnen und Schweizer, da durch den globalisierten Lebensmittelmarkt die
Herkunft des Getreides wechseln würde und Essgewohnheiten wie Veganismus und
glutenfreie Ernährung einen Mangel fördern könnten. Ferner seien seit dem letzten
Biomonitoring mehr als zehn Jahre vergangen, daher scheine eine Überprüfung der
Gesundheitssituation bezüglich Selens angebracht. 
Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion in der
Wintersession 2018 an. 37

MOTION
DATUM: 14.12.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2019 über eine Motion Stöckli (sp, BE),
welche die Erhöhung der Arzneimittelsicherheit in der Pädiatrie forderte, indem
Medikationsfehler durch E-Health reduziert würden. Damian Müller (fdp, LU), der den
Ratspräsidenten und Motionär Stöckli vertrat, begründete den Handlungsbedarf mit
den häufig auftretenden Medikationsfehlern in der Kindermedizin, welche wiederum
gravierende Folgen nach sich ziehen können. E-Health-Tools seien eine wirksame
Massnahme, um dieser Situation zu begegnen. Daher und angesichts deren

MOTION
DATUM: 12.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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schleppenden Implementierung sei eine staatliche Verpflichtung zu deren Einsatz
angezeigt. Weil die Forderung Stöcklis auf Verordnungsebene erfüllt werden könne,
bedürfe es zudem keiner Änderung des HMG. Gesundheitsminister Berset stimmte dem
verpflichtenden Einsatz von E-Health-Tools zu, lehnte die zweite Ziffer der Motion –
welche in der Berücksichtigung der damit entstehenden Kosten in den Tarifen bestand
– hingegen ab. Der Ständerat liess sich vom Votum Bersets nicht beirren und nahm
beide Ziffern stillschweigend respektive mit 26 zu 13 Stimmen an. In der Herbstsession
2020 kam das Geschäft in den Nationalrat, dessen Mitglieder dem im Stöckli
getroffenen Entscheid diskussionslos mit 191 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgten. 38

Im Februar 2020 widmete sich die SGK-SR einer Motion Bourgeois (fdp, FR) zum
Spurenelement Selen, welche sie einstimmig zur Annahme empfahl. Man befürworte
das vom Bundesrat in seiner Stellungnahme vorgeschlagene Vorhaben, den Selenstatus
der Schweizer Bevölkerung alle 10 bis 15 Jahre mittels Studie zu untersuchen. Das letzte
Mal habe eine solche Untersuchung 2005 stattgefunden. Für die Studien würden von
Blutspenden stammende Blutproben herangezogen, so die SGK-SR in ihrem Bericht.
In der darauffolgenden Frühlingssession folgte das Stöckli seiner Kommission
stillschweigend. Dies nachdem Maya Graf (gp, BL) die Überlegungen der SGK-SR
präsentiert und Alain Berset die Motion im Namen des Gesamtbundesrates ebenfalls
befürwortet hatte. Man wisse, wie man dieses Monitoring durchführen könne und mit
welchen Organisationen – namentlich mit dem SRK – dies möglich sei. Weiter erklärte
der Gesundheitsminister, dass die Analysen ohne Weiteres in die vom BLV regelmässig
durchgeführten Studien integriert werden könnten. Berset rechnete für 2021 mit den
Ergebnissen; ab diesem Zeitpunkt sei es möglich zu beurteilen, ob spezifische
Massnahmen ergriffen werden müssten. 39

MOTION
DATUM: 12.03.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Motion wollte Isabelle Chevalley (glp, VS) erreichen, dass der Bundesrat
Massnahmen ergreift, die das Risiko mindern sollen, dass Mineralöle in Kosmetika
gelangen. Mineralöle, die als Hauptbestandteile in vielen Lippenkosmetika vorhanden
seien, könnten krebserregende Substanzen enthalten oder sich im Körper – unter
anderem in den Lymphknoten und der Leber – anlagern. Obwohl sie in Lebensmitteln
bereits verboten seien, dürften sie für Lippenstifte und Balsame nach wie vor
verwendet werden. Dies geht gemäss der Motionärin nicht an, da Teile dieser Produkte
ebenfalls geschluckt würden. Zur Wahrung des Vorsorgeprinzips und aufgrund der
vorhandenen Alternativen solle der Bundesrat die entsprechenden Substanzen auch in
Kosmetika verbieten. 
In seiner Stellungnahme zeigte sich der Bundesrat nicht einverstanden mit diesen
Begründungen. Zum einen seien Mineralöle in Lebensmitteln nicht verboten, zur
Gewährleistung des Gesundheitsschutzes gelte vielmehr die Einhaltung der guten
Herstellungspraxis. Zum anderen dürften Mineralöle in Kosmetika nur dann verwendet
werden, wenn sie nicht gesundheitsgefährdend wirkten. Die Schweiz sei Teil einer
Arbeitsgruppe der Europäischen Kommission für kosmetische Erzeugnisse, die Daten
der Mitgliedstaaten zu Mineralölen ausgewertet habe. Es habe sich gezeigt, dass
lediglich ein begrenztes Risiko bestehe und es daher auch keine Rechtfertigung gebe,
Mineralöle in Kosmetika zum Schutz der Gesundheit der Konsumentinnen und
Konsumenten einzuschränken oder gar zu verbieten. Stattdessen gelte es, die
Zusammenarbeit auf europäischer Ebene weiterzuführen, aus der Wissenschaft
stammende Erkenntnisse zu verfolgen und keine technischen Handelshemmnisse zu
schaffen. 
Diese Worte schienen den Nationalrat zu überzeugen. Er lehnte die Motion in der
Sommersession 2020 diskussionslos und stillschweigend ab. 40

MOTION
DATUM: 19.06.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende Oktober 2020 befasste sich der Nationalrat mit einer Motion Humbel (cvp, AG) mit
dem Titel «Lernsysteme in Spitälern zur Vermeidung von Fehlern müssen geschützt
werden». In solchen Lernsystemen werden gemachte Fehler dokumentiert, damit
daraus für die Zukunft gelernt werden kann. Die Motionärin wollte nun verhindern, dass
diese Dokumentationen rechtlich verwendet werden können. Sie argumentierte, dass
die Mitarbeitenden von Spitälern ihre Fehler nur meldeten, wenn ein gesetzlicher
Schutz für vertrauliche Berichts- und Lernsysteme bestehe. Gesundheitsminister
Berset zeigte sich inhaltlich zwar mit dem Geschäft einverstanden, beantragte aber
dennoch die Ablehnung der Motion. Als Grund dafür nannte er ein Gutachten der GDK,
das sich ebenfalls mit der Thematik befasste und dessen Ergebnisse er zuerst abwarten
wollte. Der Nationalrat nahm die Motion in der Folge trotzdem mit 177 Stimmen

MOTION
DATUM: 29.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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einstimmig an. 41

Die Kritik an der Pflichtlagerhaltung des Bundes im Rahmen der Corona-Pandemie
nahm Thomas Burgherr (svp, AG) in einer Motion auf, stellte dem entsprechenden
Konzept des Bundes jedoch generell eine gute Note aus. Dennoch forderte er den
Bundesrat auf, das «Konzept der Pflichtlagerhaltung zu überprüfen und den
Produktkatalog und die Bedarfsabdeckung auszuweiten», insbesondere bei den
Medizinprodukten. Zu prüfen sei auch ein Multisourcing, also ein Bezug von mehreren
Quellen, um die Abhängigkeit von einzelnen Anbietenden zu verringern. Beibehalten
wollte er hingegen ausdrücklich die wirtschaftliche Orientierung der
Pflichtlagerhaltung. Der Bundesrat pflichtete der Notwendigkeit einer solchen Analyse
bei, ergänzte diese aber um die Bereiche «Schutzausrüstungen» und «Biozide», also
insbesondere um Atemschutzmasken sowie Desinfektionsmittel. Zudem betonte er,
dass die Pflichtlagerhaltung nicht das alleinige Mittel zur Sicherstellung eines nötigen
Bestandes sei, so stellten auch freiwillige Lagerhaltungsverträge mit Unternehmen, eine
Verpflichtung von Unternehmen zu Mindestvorräten oder der Aufbau inländischer
Produktionskapazitäten denkbare Möglichkeiten dar. In der Herbst- respektive
Wintersession 2020 sprachen sich National- und Ständerat stillschweigend für die
Motion aus, nachdem sie zuvor auch von der SiK-SR befürwortet worden war. 42

MOTION
DATUM: 15.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Die SGK-SR forderte den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, seine
Datenmanagementpolitik im Gesundheitsbereich zu ändern. Während der
Wintersession 2020 erläuterte Johanna Gapany (fdp, FR) für die Kommission, dass im
Zuge der Covid-19-Krise einige Lücken bezüglich der Verwaltung und Veröffentlichung
von medizinischen Daten hätten festgestellt werden können, die es zu schliessen gelte.
Mit der «Open Government Data»-Strategie 2019–2023 könne die Arbeit des
Datenmanagements, bei welchem es sich um ein unverzichtbares
Entscheidungsinstrument handle, zumindest zu gewissen Teilen erleichtert werden.
Daher strebe man mit der Motion eine zügige Umsetzung dieser Strategie an. Weiter sei
die Vergleichbarkeit von Zahlen wie etwa der Anzahl durchgeführter Tests oder der
Auslastung der Spitäler äusserst zentral, weil diese eine wichtige Grundlage für die
Legitimation von Entscheidungen darstellten. Um diese in Zukunft sicherzustellen, solle
das BAG in Krisenzeiten über eine zentralisierte Datenbank verfügen, die vollständige
und täglich aktualisierte Daten zu materiellen und personellen Ressourcen umfasse.
Dabei müsse auch die Praxis anderer Staaten berücksichtigt werden, da man von
ebendiesen lernen könne. Das Geschäft beinhaltete zudem die Forderung, auf
Grundlage des EpG den Abschluss von internationalen Abkommen über den
Informations- und Datenaustausch im Epidemiefall voranzutreiben. EDI-Vorsteher
Berset hielt fest, es handle sich beim Vorstoss im breiteren Sinne um ein «écho» auf
die beiden Motionen 18.3432 und 18.3433. Aus den gleichen Überlegungen wie von
Gapany dargelegt, begrüsse der Bundesrat den Vorstoss. Das Geschäft wurde in der
Folge stillschweigend angenommen. 43

MOTION
DATUM: 15.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Während der Sondersession im Mai 2021 stand eine Motion Roduit (mitte, VS), die das
Trinken von Wasser und natürlichen Fruchtsäften fördern wollte, auf der
Traktandenliste des Nationalrates. Der Motionär argumentierte, es sei gerade die junge
Bevölkerung, die vorwiegend zuckerhaltige Getränke und nur wenig Obst und Gemüse
zu sich nehme. Sie solle folglich besonders angesprochen werden. Sein Geschäft gelte
es neben gesundheitlichen, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gründen auch
der Umwelt zuliebe anzunehmen. Die zurzeit in diesem Themenbereich vorgesehenen
Massnahmen liessen gemäss Roduit zu wünschen übrig. So griffen mehrere Projekte,
die im Zusammenhang mit der Schweizer Ernährungsstrategie 2017–2024 realisiert
würden, nur unzureichend und seien schlecht verbreitet. Es bedürfe stattdessen der
Verbreitung und Unterstützung konkreter Projekte. Als Beispiel führte Roduit die
Installation von Wasserbrunnen in Schulen auf. Gesundheitsminister Berset erachtete
die Motion hingegen als überflüssig. Er erklärte, dass bereits einiges unternommen
worden sei und man sich mit diesen Entwicklungen auf dem richtigen Weg befinde. Der
Konsum von Fruchtsäften entspreche ungefähr der empfohlenen Menge und sollte
angesichts der Tatsache, dass Saft ebenfalls über Zucker und Kalorien verfügt, nicht
erhöht werden. Daher empfehle der Bundesrat, das Geschäft abzulehnen. Diesem
Votum folgte die grosse Kammer mit 92 zu 80 Stimmen (bei 8 Enthaltungen). 44

MOTION
DATUM: 05.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Stillschweigend nahm der Nationalrat in der Sommersession 2021 eine
Kommissionsmotion der SGK-SR an, die ein besseres Datenmanagement im
Gesundheitsbereich zum Ziel hatte. Damit folgte er der Empfehlung der SGK-NR,
welche eine gute Datenbasis als grundlegend erachtet hatte, um eine
«evidenzbasierte[…] Gesundheitspolitik» zu entwickeln und das Management im
Gesundheitswesen richtig zu planen. 45

MOTION
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels einer im Jahr 2019 eingereichten Motion wollte Christian Lohr (mitte, TG) den
Bundesrat zur Ausarbeitung einer nationalen Strategie für Kinder- und
Jugendgesundheit auffordern. Im September 2021 diskutierte der Nationalrat das
Geschäft. Der Motionär erklärte, dass viele Gesundheitsrisiken und psychische
Störungen bereits im Kinder- und Jugendalter entstünden. Die Schweiz verfüge zwar
über ein gut funktionierendes Gesundheitssystem, trotzdem seien die Chancen von
Kindern und Jugendlichen, «ihr volles Gesundheitspotential» ausschöpfen zu können,
nicht gleichmässig verteilt. Die Gesundheitsförderung und Prävention sei in keiner
anderen Lebensphase so effektiv, nachhaltig und wirtschaftlich effizient wie im Kinder-
und Jugendalter. Die geforderte Strategie würde unter anderem zu einer besseren
Koordination von bereits realisierten Massnahmen und zur Schliessung von Datenlücken
beitragen. Da die Gesundheit nicht allein durch die Gesundheitspolitik, sondern auch
durch die Rahmenbedingungen, die Betreuung und das Umfeld der Kinder und
Jugendlichen bestimmt werde, gelte es zudem, diese Politikbereiche in die Strategie
miteinzubeziehen. Gesundheitsminister Alain Berset erklärte, dass mit dem Nationalen
Gesundheitsbericht 2020 bereits ein Fahrplan für dieses Thema bestehe. Weiter gab er
zu bedenken, dass eine neue Strategie mit einem erheblichen Ressourcenaufwand und
nur einem geringen Mehrwert einhergehen würde. Daher empfehle der Bundesrat, den
Vorstoss abzulehnen. Ungeachtet dieser Worte nahm die grosse Kammer die Motion mit
110 zu 77 Stimmen an. Dabei stammten die Ja-Stimmen aus dem Lager der SP-, GLP-,
Mitte- und Grünen-Fraktionen, die FDP- und SVP-Fraktionen lehnten das Geschäft
hingegen ab. 46

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Die Motion Humbel (mitte, AG) zur Schaffung eines gesetzlichen Vertrauensschutzes
für Fehlermeldesysteme in Spitälern stand während der Herbstsession 2021 auf der
Traktandenliste des Ständerats. Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) erläuterte als
Sprecherin der SGK-SR, dass sich die Kommission einstimmig für das Geschäft
ausspreche. Durch einen entsprechenden Schutz der Mitarbeitenden könnten die
Lernkultur in den Krankenhäusern gefördert und die Behandlungsqualität verbessert
werden. Nichtsdestotrotz gelte es neben dem Schutz der Mitarbeitenden auch die
Rechte der von Schadensfällen betroffenen Personen zu berücksichtigen.
Gesundheitsminister Berset zeigte sich zwar grundsätzlich mit dem Inhalt des
Vorstosses einverstanden, empfahl dem Stöckli allerdings trotzdem die Ablehnung der
Motion, da den Gesundheitsfachpersonen dadurch eine totale Immunität zugestanden
werde, was zu weit gehe. Wie bereits der Nationalrat nahm auch der Ständerat die
Motion einstimmig mit 34 Stimmen an. 47

MOTION
DATUM: 20.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Motion verlangte Ruth Humbel (mitte, AG) im September 2019 die Schaffung
gesetzlicher Grundlagen, auf deren Grundlage das Spritzen von Hyaluronsäure und
Botox nur noch durch Ärzte und Ärztinnen mit entsprechender Ausbildung und
Haftpflichtversicherung erlaubt sein soll. Vermehrt würden solche Injektionen in
Kosmetikstudios durch Kosmetiker und Kosmetikerinnen sowie weiteren medizinisch
nicht adäquat ausgebildeten Personen vorgenommen. Dabei komme es manchmal zu
Komplikationen, mit welchen sich das Gesundheitssystem konfrontiert sehe, was
wiederum auch Kosten für die Krankenkasse und somit für die Prämienzahlenden nach
sich ziehe. Swissmedic untersage es medizinisch nicht ausgebildeten Personen zwar,
Substanzen, die über dreissig Tage im Körper bleiben, zu spritzen, auf dem Schweizer
Markt existierten allerdings gar keine Hyaluronsäure-Produkte, die eine Verbleibdauer
von weniger als dreissig Tage im menschlichen Körper aufwiesen. Die Injektionen
erfolgten demnach vorschriftswidrig. Auch deshalb verlangte die Motionärin die
Schaffung klarer Regeln, welche eine ausschliessliche Durchführungserlaubnis für die
Ärzteschaft und Massnahmen für Zuwiderhandlungen festhielten. 
Der Bundesrat präzisierte in seiner Stellungnahme die bereits bestehende Kompetenz,
diese Substanzen zu spritzen. Namentlich seien dies neben der Ärzteschaft auch
Kosmetikerinnen und Kosmetiker, falls sie über eine entsprechende Ausbildung
verfügten, und die Behandlung unter Kontrolle und Verantwortung eines Arztes oder

MOTION
DATUM: 22.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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einer Ärztin geschehe. Die MepV-Revision, welche Ende Mai 2020 in Kraft trete,
enthalte diesbezüglich Konkretisierungen. Der Bundesrat erachte den Schutz der
Patientenschaft daher als ausreichend, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfehle.
Das Geschäft kam in der Herbstsession 2021 in den Nationalrat. Dort erläuterte Ruth
Humbel ihr Anliegen und Gesundheitsminister Berset vertrat den bundesrätlichen
Standpunkt. Die grosse Kammer nahm die Motion knapp mit 96 zu 92 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Die Ja-Stimmen stammten fast ausschliesslich aus den Fraktionen der
SP, Mitte und der Grünen, während sich die Fraktionen der GLP, SVP und FDP gegen das
Geschäft aussprachen. 48

Im September 2021 reichte die SGK-SR eine Motion mit dem Titel «Für eine
nachhaltige Finanzierung von Public-Health-Projekten des Nationalen Konzepts
‹Seltene Krankheiten›» ein. Damit forderte sie die Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage, welche die Umsetzung des Nationalen Konzepts «Seltene Krankheiten»
durch die involvierten Organisationen des Gesundheitswesens auf einer nachhaltigen
Basis gewährleisten soll. Es sollen Instrumente zur Finanzierung unter anderem der
Koordination und des Aufbaus von Angeboten in diesem Bereich oder zur
Qualitätsförderung, Dokumentation und Beratung bereitgestellt werden. Zudem soll die
gesetzliche Grundlage auch der langfristigen Finanzierung eines schweizweiten
Registers für seltene Krankheiten dienen. Der Bundesrat soll die Ausarbeitung der
Vorlage mit den Kantonen koordinieren.
In der Wintersession 2021 kam das Geschäft in den Ständerat. Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) stellte die Kommissionsmotion vor und verwies dabei auf einen Bericht
in Erfüllung eines Postulats der SGK-NR (Mo. 18.3040), welcher die Herausforderungen
und Handlungsoptionen des Nationalen Konzepts «Seltene Krankheiten» aufzeige. Mit
der vorliegenden Motion wolle man nun diese Herausforderungen angehen. Bundesrat
Alain Berset empfahl die Motion zur Annahme und betonte, seltene Krankheiten seien
nur bei einzelner Betrachtung selten, zusammen als Gruppe kämen sie jedoch so häufig
vor wie etwa Diabetes. Der Ständerat nahm die Motion in der Folge stillschweigend
an. 49

MOTION
DATUM: 06.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Medikamente

Mit einer von Frauen aus allen Parteien mitunterzeichneten Motion verlangte
Nationalrätin Stump (sp, AG), die Information für Frauen, die eine Silikon-
Brustimplantation vornehmen wollen, sei auszubauen und es sei eine
wissenschaftliche Verlaufsforschung für diese Produkte vorzusehen. Unter Hinweis auf
begonnene Arbeiten beantragte der Bundesrat erfolgreich die Umwandlung in ein
Postulat. 50

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Hans Stöckli (sp, BE) reichte 2018 eine Motion ein, mit welcher er die Schaffung einer
Rechtsgrundlage zu elektronischen oder gedruckten Medikationsplänen für
Patientinnen und Patienten, die während mindestens 28 Tagen drei oder mehr
Medikamente gleichzeitig einnehmen, forderte. Polymedikation – also die gleichzeitige
Einnahme mehrerer Medikamente – komme vor allem bei chronisch kranken und
älteren Personen vor und sei aufgrund oft nicht vollständig vorhandenen Informationen
zu den verschiedenen Arzneimitteln mit dem Risiko von Nebenwirkungen und
Interaktionen behaftet, erklärte der Motionär. So rangierten Medikationsfehler unter
den im Gesundheitswesen am häufigsten gemachten Fehlern und verursachten die
Hälfte aller jährlich auftretenden, vermeidbaren Todesfälle. Ein Medikationsplan könnte
dem Einhalt gebieten, da dadurch «eine Übersicht über alle verschriebenen und
eingenommenen Medikamente» gewährleistet wäre. Es handle sich dabei um eine
«qualitätssichernde Massnahme», die der Patientensicherheit diene. Gemäss Stöckli
gälten unabhängig von der Form des Medikationsplans die gleichen Anforderungen.
Allerdings betonte er den Vorteil, dass bei der digitalen Version eine höhere
Wahrscheinlichkeit bestehe, dass die vorliegende Liste vollständig und aktuell sei.
Insbesondere im Zusammenhang mit der Einführung des elektronischen
Patientendossiers wäre diese Art von Qualitätssicherung relevant.
Bundesrat Berset zeigte sich von Stöcklis Vorstoss überzeugt, betonte jedoch, dass man
bezüglich der fehlenden Pflicht, elektronische Patientendossiers zu führen, – was
Vorrausetzung für einen elektronischen Medikationsplan ist – noch einige Dinge regeln
müsse. Im Namen des Gesamtbundesrates empfahl er die Motion zur Annahme.
Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Votum. 51

MOTION
DATUM: 18.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Nachdem der Ständerat die Motion Stöckli (sp, BE) zum Recht auf einen
Medikationsplan zur Stärkung der Patientensicherheit angenommen hatte, empfahl
auch die SGK-NR ihrem Rat, die Vorlage anzunehmen. Die Kommission war der
Meinung, das Begehren unterstütze die Verbesserung der Medikationssicherheit und
folglich auch das Patientenwohl. Trotzdem sei es ihr aber auch ein Anliegen, dass die
Einführung des elektronischen Patientendossiers durch die Umsetzung der Motion
nicht verzögert werde. In der Frühjahrssession 2019 nahm die grosse Kammer die
Motion stillschweigend an. 52

MOTION
DATUM: 07.03.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Dieselbe Haltung nahm auch das Eidgenössische Versicherungsgericht ein, welches
entschied, der Vorbehalt einer Krankenkasse gegenüber einer HIV-positiven Frau sei
zulässig gewesen. Fachleute befürchteten, mit diesen beiden Urteilen werde der für die
Betroffenen überaus schmerzlichen Ausgrenzung noch weiter Vorschub geleistet. Um
zumindest die versicherungsrechtliche Diskriminierung zu verhindern, reichte der
Genfer SP-Nationalrat Longet eine Motion (Mo. 90.826) ein, die sicherstellen soll, dass
HIV-positive Personen in der Krankenversicherung und der beruflichen Vorsorge nicht
benachteiligt werden. Die Motion wurde als Postulat dem Bundesrat überwiesen. 53

MOTION
DATUM: 04.10.1990
MARIANNE BENTELI

Emotionsloser verlief der Internationale Kongress über AIDS-Prävention, der anfangs
November in Montreux (VD) stattfand. Die Fachleute aus aller Welt waren sich dabei
einig, dass Evaluation ein wichtiger Bestandteil jeder Prävention sei und deshalb
unbedingt zuverlässigere Daten über die Verbreitung der HIV-Infektion erhoben werden
müssten. Das BAG möchte so im Einvernehmen mit der Verbindung der Schweizer Ärzte
FMH die Bevölkerung mit unverknüpfbaren anonymen Stichproben auf ihre
Seropositivität testen lassen. In diesem Sinn reichte Nationalrat Günter (ldu, BE; Mo.
90.349) eine Motion ein, welche die Durchführung anonymer HIV-Tests bei Rekruten
verlangt. Die Motion wurde nach dem Ausscheiden Günters aus dem Rat
abgeschrieben. 54

MOTION
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI

Zur Diskussion steht auch immer wieder die Stellung der HIV-Positiven und AIDS-
Kranken in den Sozialversicherungen. In seiner Stellungnahme zu einer Motion von
Felten (sp, BS) verwies der Bundesrat auf das im Vorjahr vom Eidgenössischen
Versicherungsgericht gefällte Urteil, wonach eine HIV-Infektion als Krankheit im
Rechtssinne zu bezeichnen sei. HIV-Positive würden demzufolge bei Vorbehalten oder
der Verweigerung von Zusatzversicherungen nicht speziell diskriminiert, sondern
lediglich wie andere Kranke behandelt. Er bekräftigte erneut seinen Wunsch nach
einem Obligatorium in der Krankenversicherung, womit die Vorbehalte bei der
Grundversicherung dahinfallen würden, und erinnerte daran, dass im BVG
Mindestleistungen ohne Vorbehalt garantiert sind. Im überobligatorischen Bereich und
bei den Zusatzversicherungen lehnte er spezifische Ausnahmen für HIV-Positive und
AIDS-Kranke hingegen ab, da dies nach seiner Auffassung eher noch zu einer weiteren
Ausgrenzung der von AIDS Betroffenen führen könnte. Auf seinen Antrag hin wurde die
Motion nur als Postulat angenommen. 55

MOTION
DATUM: 13.12.1991
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion verlangte Ständerat Stadler (cvp, UR) eine Ergänzung des
Epidemiengesetzes in dem Sinn, dass die Kantone nichtärztliche Therapeuten im
Bereich der Komplementärmethoden in die Koordination der Massnahmen zur
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten einzubeziehen haben. Diese Therapeuten
seien von Gesetzes wegen zu verpflichten, Personen mit übertragbaren Krankheiten an
einen Arzt weiterzuleiten und gleichzeitig der kantonalen Behörde eine Meldung mit
den Angaben zu erstatten, die zur Identifizierung erkrankter, infizierter oder
exponierter Personen notwendig sind. Der Bundesrat beantragte Ablehnung der
Motion. Das Epidemiengesetz weise die Behandlung übertragbarer Krankheiten allein
der Ärzteschaft zu. Bei den nichtärztlichen Komplementärtherapeuten bestünden keine
allgemeinen Standards für deren Qualifikation. Die Frage der Reglementierung und
Anerkennung dieser Berufe könne nicht vor der Abstimmung zur Volksinitiative "Ja zur
Komplementärmedizin" an die Hand genommen werden. Stadler entgegnete, es gehe
ihm nicht um eine Anerkennung alternativer Heilmethoden und auch nicht darum, das
ärztliche Monopol der Behandlung von Infektionskrankheiten aufzubrechen. Ungeachtet
der Diskussionen um die Komplementärmedizin sei es einfach eine Tatsache, dass

MOTION
DATUM: 02.10.2007
MARIANNE BENTELI
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nichtärztliche Therapeuten oft die erste Anlaufsstelle für Patientinnen und Patienten
seien. Deshalb seien sie zu verpflichten, die entsprechenden Meldungen und
Überweisungen vorzunehmen. Mit 15 zu 14 Stimmen wurde die Motion knapp
angenommen. 56

Mit der Ausbreitung der Gefahr von Pandemien (Sars, Übertragung der Vogelgrippe auf
den Menschen) wird es immer wichtiger, eine lückenlose Einbindung möglichst aller
Staaten in weltgesundheitliche Aufgaben zu erreichen. Die aussenpolitische
Kommission des Ständerates forderte den Bundesrat mit einer Motion auf, sich bei der
WHO für den Einbezug Taiwans in die Prävention, die Überwachung sowie in den
Informationsaustausch von neu auftretenden Infektionskrankheiten einzusetzen,
ungeachtet seines internationalen Status. Da das bereits seit Längerem der von den
Schweizer Behörden verfolgten Haltung in den internationalen Gremien entspricht,
beantragte der Bundesrat Annahme der Motion. In beiden Kammern wurde betont, das
bedeute keine Abkehr der Schweiz von der seit 1950 betriebenen „Ein-China“-Politik;
hier gehe es vielmehr um eine pragmatische Handhabung eines weltweiten
Gesundheitsrisikos. Der Vorstoss wurde von beiden Räten oppositionslos angenommen.
(Für eine Motion, welche eine Vollmitgliedschaft Taiwans in der WHO verlangte, siehe
hier) 57

MOTION
DATUM: 04.12.2007
MARIANNE BENTELI

Eine Motion des Nationalrates Zemp (cvp, AG) forderte den Bundesrat auf, das
Tierseuchengesetz von 1966 so anzupassen, dass eine aktivere und vor allem schnellere
Prävention von Tierseuchen und Zoonosen sichergestellt werden kann. Begründet
wurde diese Forderung damit, dass man in der Schweiz aufgrund des verstärkten
globalen Tier- und Warenverkehrs in Zukunft vermehrt mit neu auftretenden
Tierseuchen rechnen müsse. Der Bundesrat teilte diese Ansicht ebenso wie der
Nationalrat, welcher die Motion annahm. 58

MOTION
DATUM: 13.06.2008
LINDA ROHRER

Mit einer Motion hatte Ständerat Stadler (cvp, UR) im vorhergehenden Jahr eine
Ergänzung des Epidemiengesetzes in dem Sinn gefordert, dass die Kantone
nichtärztliche Therapeuten im Bereich der Komplementärmethoden in die
Koordination der Massnahmen zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten
einbeziehen sollen. Die Motion war im Ständerat mit 15 zu 14 Stimmen knapp
angenommen worden. Der Nationalrat hingegen vertrat die Meinung, dass die
Pandemievorbereitungen in der Schweiz bereits interkantonal und interdisziplinär
ausreichend organisiert seien und lehnte die Motion daher ab. 59

MOTION
DATUM: 18.09.2008
LINDA ROHRER

Auch in diesem Jahr sorgte die Masernepidemie für verschiedene Vorstösse im
Parlament. So forderte eine Motion Cassis (fdp, TI) (Motion 09.3046) vom Bundesrat die
Erarbeitung eines Eliminationsplanes bezüglich der Masernbekämpfung, die Umsetzung
des Planes gemäss WHO-Vorgaben und eine Elimination der Masern in der Schweiz bis
Ende 2010. Diese Forderungen entstanden, weil die Schweiz im internationalen
Vergleich, was die Masernbekämpfung angeht, sehr schlecht dastehe. Der Bundesrat
schloss sich diesem Vorhaben an und empfahl die Motion zur Annahme. Auch der
Nationalrat ging damit einig und nahm die Motion an. Ebenfalls angenommen haben
beide Ratskammern eine Motion Gutzwiller (fdp, ZH), welche die gleichen Ziele
verfolgte. 60

MOTION
DATUM: 10.12.2009
LINDA ROHRER

Eine von Damian Müller (fdp, LU) eingereichte Motion zur Eliminierung von Hepatitis
wurde in der Herbstsession 2019 vom Ständerat behandelt. Müller wollte mit seinem
Vorstoss die Erweiterung des Nachfolgeprogramms vom NHPS um virale Hepatitis
erreichen, mit welchem neben HIV nun auch Hepatitis A und B bis 2030 eliminiert
werden sollen. Dies entspreche dem Ziel der WHO und der zivilgesellschaftlichen
Initiative «Schweizer Hepatitis-Strategie». Während die Schweiz bezüglich der
Bekämpfung von HIV eine Vorreiterrolle einnehme, sei dies bei Hepatitis nicht der Fall.
Die beiden Infektionskrankheiten belasteten das Schweizer Gesundheitswesen
gleichermassen, daher sollten sie auch auf die gleiche Ebene gestellt werden, so der
Motionär in der Herbstsession 2019. Landesweit seien 80'000 Personen von
chronischer Hepatitis betroffen. Viele wüssten allerdings nichts von ihrer Erkrankung
und so würden jährlich 200 Leute – gleich viele wie bei Verkehrsunfällen – an einer

MOTION
DATUM: 12.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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viralen Hepatitis sterben. Dabei gebe es gegen Hepatitis B eigentlich eine Impfung und
Hepatitis C sei gut heilbar. Folglich sei die Schliessung von Versorgungslücken, vor allem
in den Bereichen Aufklärung, Testen, Impfen und Behandeln, essentiell. 
Gesundheitsminister Alain Berset unterstützte die Vorlage zwar, merkte jedoch an, dass
die Fälle von Hepatitis B und C in der Schweiz langsam abnähmen. Grund dafür sei
unter anderem die Untersuchung von Schwangeren, die eine Übertragung von Hepatitis
B von der Mutter auf das Kind verhindere. Hepatitis C sei in der Vergangenheit vor allem
durch verunreinigte Blutkonserven sowie nicht ausreichend sterilisierte Nadeln im
medizinischen Bereich wie auch beim Drogenkonsum übertragen worden. Dank der
Einführung von Einmalprodukten habe diese Übertragungsart aber reduziert werden
können. Wie bereits bei der Interpellation Stöckli (sp, BE) zur «Reduktion der
Krankheitslast von nichtübertragbaren Krankheiten» (Ip. 19.3706) sehe der Bundesrat
zwar eine möglichst effektive Durchführung der Vorsorge, nicht aber eine
Vorsorgeuntersuchung für die gesamte Bevölkerung vor. Im Anschluss an diese Worte
nahm der Ständerat die Motion stillschweigend an. 61

Im April 2020 forderte die SGK-SR als Reaktion auf die Corona-Pandemie in einer
Motion Massnahmen für eine Erhöhung der Versorgungssicherheit bei Medikamenten
und Impfstoffen. Konkret sollen ein «Inventar der Schwierigkeiten bei der Versorgung
mit Medikamenten und Impfstoffen» erstellt und entsprechende Lösungen –
insbesondere in Form einer häufigeren Produktion in der Schweiz oder in Europa –
gesucht werden. Alternativ sind aber auch internationale Abnahmeverträge,
Lagerbestände von Bund und Kantonen sowie die Änderung des Mandats der
Armeeapotheke zu einer Bundesapotheke in Ausnahmefällen zu überprüfen. Der
Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass die entsprechenden
Versorgungsengpässe bereits vor der Pandemie zugenommen hätten, wie er auch im
Bericht zum Postulat Heim (sp, SO; Po. 12.3426) dargelegt habe. Er wolle die
Kommissionsforderung in einen Folgebericht zum Postulat Heim, welchen das BAG, das
BWL, Swissmedic und die Armeeapotheke am Erstellen seien, aufnehmen.
Stillschweigend sprachen sich Stände- und Nationalrat in der ausserordentlichen
Session 2020 respektive in der Sommersession 2020 für Annahme des Postulats aus. 62

MOTION
DATUM: 04.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

Ende April 2020 hatten die WAK-NR (Mo. 20.3133) und die WAK-SR (Mo. 20.3159) zwei
identische Motionen eingereicht, mit denen sie den «Restart», also die
Wiedereröffnung der Corona-bedingt temporär geschlossenen Unternehmen, die der
Bundesrat in drei Schritten bereits angekündigt hatte, planen wollten. In den Motionen
forderten die Kommissionen einerseits eine Definition von erlaubten Tätigkeiten für
diejenigen Betriebe, die auch nach dem 11. Mai 2020, auf den der Bundesrat
weitreichende Öffnungen angekündigt hatte, noch nicht öffnen können. Andererseits
wollten sie sicherstellen, dass auch Schulen und Kinderbetreuungsstätten auf
denselben Termin hin geöffnet würden. In beiden Kommissionen lehnten linke oder
links-grüne Minderheiten die Motionen ab. Der Bundesrat erachtete die Motionen als
weitgehend erfüllt und empfahl sie zur Annahme. 
Für die WAK-SR verdeutlichte Christian Levrat (sp, FR) das Verständnis der Kommission
für die gesundheitlichen Bedenken des Bundesrates, verwies aber auf die hohen
wirtschaftlichen Kosten dieser Einschränkungen. Zudem sei die Forderung mit dem
«retour progressif à la normale» des Bundesrats vereinbar. Gleichzeitig nutzte Levrat
die Chance, um den Bundesrat im Namen der Kommission zu einer möglichst schnellen
Aufhebung der Einschränkungen zu ermuntern. Roberto Zanetti (sp, SO) erachtete die
Motion einerseits als erfüllt und lehnte es andererseits ab, «in Krisenzeiten dem
Bundesrat [...] ins Handwerk [zu] pfuschen». Stillschweigend sprach sich der Ständerat
für die Motion aus. 
Tags darauf folgte eine ähnliche Debatte im Nationalrat, die jedoch aufgrund der
ebenfalls behandelten Motionen 20.3136 und 20.3134 der WAK-NR zur allgemeinen
Öffnung sowie zur Wiedereröffnung der Restaurants deutlich ausführlicher ausfiel. Die
Argumente blieben jedoch grösstenteils dieselben. Zusätzlich kritisierte
Minderheitensprecher Wermuth (sp, AG) aber auch die Art der Beschlussfassung durch
die Kommissionsmehrheit. So habe diese ihre Entscheidung nach kurzer eigenständiger
Interpretation der entsprechenden Statistiken und ohne Anhörung von Expertinnen und
Experten getroffen. Zudem fehlten dem Parlament gemäss Wermuth die
Entscheidungsgrundlagen, weil man noch nie in einer solchen Situation gewesen sei.
Mit 125 zu 61 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm jedoch auch der Nationalrat die
Motion 20.3133 an, womit das Anliegen insgesamt als angenommen galt. 63

MOTION
DATUM: 05.05.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Mitte April 2020, kurz nachdem der Bundesrat über die geplanten stufenweisen
Lockerungen der Corona-bedingten Massnahmen informiert hatte, reichte die WAK-NR
drei Motionen ein, mit denen sie die Schliessungen weitgehend – und weitergehend als
der Bundesrat – aufheben wollte. Neben den Motionen 20.3133 und 20.3134 verlangte
die Motion 20.3136 eine grundsätzliche Öffnung der öffentlich zugänglichen
Einrichtungen auf den 11. Mai 2020. Konkret sollten etwa Einkaufsläden, Restaurants,
Sportzentren, Museen oder Campingplätze öffnen dürfen und «kleinere öffentliche
oder private Veranstaltungen und Vereinsaktivitäten» wieder erlaubt werden – die
Einhaltung der Distanz- und Hygienemassnahmen vorausgesetzt. Der Bundesrat verwies
in der Folge auf das Risiko eines Wiederanstiegs der Fallzahlen durch einen erhöhten
Publikumsverkehr, wodurch erneute Einschränkungen nötig würden. Folglich seien
schrittweise Lockerungen wichtig, um deren Folgen abschätzen zu können. Damit
empfahl er die Motion in Übereinstimmung mit einer Minderheit Bendahan (sp, VD) zur
Ablehnung. In der ausserordentlichen Session im Frühjahr 2020 behandelte der
Nationalrat die drei Motionen zusammen. Leo Müller (cvp, LU) führte für die
Kommission aus, dass man vom Bundesrat insbesondere eine Konkretisierung der
Öffnungskonzepte und der Zeitpläne verlange. Insgesamt seien aber die massiven
Eingriffe in die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger und die Eingriffe in die
Wirtschaft zu beenden. Minderheitensprecher Bendahan argumentierte, dass nur die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die beste Vorgehensweise abschätzen
könnten und man folglich dem Bundesrat vertrauen solle, der sich auf deren
Empfehlungen stütze. Auch für die Wirtschaft sei es wichtig, erst zu öffnen, wenn man
davon ausgehen könne, dass die Fallzahlen nicht wieder stark anstiegen. Mit 126 zu 63
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Motion ab, wobei ihr eine
Mehrheit der SVP-Fraktion sowie Minderheiten der FDP-, der Mitte- und der GLP-
Fraktion zustimmten. 64

MOTION
DATUM: 05.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem der Ständerat eine Motion Müller (fdp, LU) zur Eliminierung von Hepatitis
stillschweigend angenommen hatte, empfahl im Februar 2020 auch eine einstimmige
SGK-NR ihrem Rat den Vorstoss zur Annahme. Die Kommission begrüsste in ihrem
Bericht, dass virale Hepatitiden ins Nationale Programm zu Überwachung, Verhütung
und Bekämpfung sexuell übertragbarer Infektionen 2022-2030 (NAPS), das derzeit
erarbeitet werde, einbezogen werden sollen. Ihrer Meinung nach stelle dies einen
entscheidenden Beitrag zur Eliminierung von Hepatitis B und C in der Schweiz dar. In
der Sommersession 2020 folgte der Nationalrat diesem Entscheid und nahm die Motion
diskussionslos an. 65

MOTION
DATUM: 02.06.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Mai 2020 – und somit nachdem der Bundesrat die ersten Lockerungen der
Massnahmen zur Bekämpfung des Covid-19-Virus vorgenommen hatte – wehrte sich die
SVP-Fraktion mittels einer Motion gegen das Corona-bedingte Notrecht. Die Fraktion
verlangte die Beendigung der ausserordentlichen respektive der besonderen Lage
gemäss Epidemiengesetz (EpG) und einen Verzicht auf weitere auf dem EpG
basierenden Massnahmen. Zudem soll der Bundesrat auf dringliche Kredite,
Verordnungen und soweit möglich auf restriktive Massnahmen verzichten und
stattdessen die «Eigenverantwortung der Bürger in den Vordergrund [...] stellen».
Wichtig sei jetzt vor allem die Krisenvorsorge für eine «befürchtete zweite Welle», die
strikte Kontrolle der Landesgrenze sowie ein strikter Inländervorrang. Es sei «im
Grundsatz unbestritten, dass der Schutz der Bevölkerung ohne massive Staatseingriffe
und unter Wiederherstellung der verfassungsmässigen Ordnung gewährleistet werden
kann», argumentierte die Fraktion und verwies überdies auf die Kosten der
Einschränkungen in der Höhe von wöchentlich CHF 6 Mrd. Die Gefährlichkeit der
Pandemie sei überdies überschätzt worden, wie sich etwa an den Infektionszahlen, am
Bedarf an Intensivstationsplätzen oder an den Todesfällen zeige. Der Bundesrat betonte
einerseits, dass eine vollständige Aufhebung der Massnahmen zu diesem Zeitpunkt
nicht möglich sei, dass er diese aber auf eine gesetzliche Grundlage stellen wolle. Er
betonte, dass die «ausserordentliche Lage» in der Zwischenzeit durch die «besondere
Lage» ersetzt worden sei und verwies auf die bereits erfolgten Lockerungsschritte
sowie auf die Quarantänepflicht für Einreisende und auf die Stellenmeldepflicht für die
Arbeitgebenden als Antwort auf die letzten beiden Forderungen. Mangels
Handlungsbedarf empfahl er die Motion folglich zur Ablehnung. In der Herbstsession
2020 lehnte der Nationalrat die Motion mit 140 zu 54 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die
befürwortenden Stimmen sowie die Enthaltung stammten von den Mitgliedern der SVP-
Fraktion und einem Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion. 66

MOTION
DATUM: 08.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Mit einer Motion forderte Sophie Michaud Gigon (gp, VD) den Bundesrat zum Ergreifen
von Massnahmen bezüglich des Wiederaufbaus des Ethanol-Pflichtlagers des Bundes
oder zur Delegation dieser Aufgabe an eine Drittpartei auf. Die mit der Covid-19-
Pandemie verbundene höhere Nachfrage nach Desinfektionsmitteln, die aus Ethanol
bestehen, habe zu Unterbrüchen in der Lieferkette und zu höheren Preisen geführt. In
der Vergangenheit habe die Schweiz über ein Lager von 8'000–10'000 Tonnen Ethanol
verfügt. Dieses sei allerdings im Zuge «der Privatisierung des Profitcenters der
Eidgenössischen Alkoholverwaltung» 2018 verkauft worden. Hätte man während der
Pandemie noch über die entsprechenden Ressourcen verfügt, so wäre der Einsatz von
«Geld und Energie» erspart geblieben. In seiner Stellungnahme begrüsste der
Bundesrat den Vorstoss. Die Corona-Krise habe die Wichtigkeit von Ethanol aufgezeigt.
Bis zur Gesamtschau der Pflichtlagerhaltung, die der Bundesrat im Zusammenhang mit
einer Motion Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) ausarbeite, soll mit einer Übergangslösung
eine angemessene Ethanolversorgung sichergestellt werden. Dafür beantragte das BWL
im Nachtrag IIb zum Voranschlag 2020 CHF 95'000. In der Herbstsession 2020 nahm
der Nationalrat das Geschäft diskussionslos und stillschweigend an. 67

MOTION
DATUM: 25.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Die Versorgungsverbesserung und Zulassungsvereinfachung von Impfstoffen war
Gegenstand einer Motion Heim (sp, SO), welche im März 2019 – also noch vor der Covid-
19-Pandemie – eingereicht wurde. Heim verlangte vom Bundesrat die Schaffung
entsprechender rechtlicher Grundlagen. Unter anderem wollte sie eine Harmonisierung
der Zulassungskriterien zwischen Swissmedic und der EMA erreichen, um Liefer- und
Versorgungsengpässe zu unterbinden. Sie forderte die Vereinfachung der
Einfuhrbestimmungen und die Übernahme der Kosten von importierten Impfstoffen
durch die OKP. Obwohl sich der Impfstoffmangel nicht nur auf die Schweiz auswirke,
seien einige Probleme wie die hohen Markteintrittshürden «hausgemacht». Angesichts
der hohen Eintrittskosten in den kleinen Schweizer Markt sähen viele Hersteller davon
ab, hierzulande Fuss zu fassen. Ein weiteres Problem betreffe die dezentrale
Versorgung, wodurch die Impfstoffe von einer grossen Anzahl Leistungserbringenden
selbst bestellt würden. Diese müssten jedoch für die Einfuhr kleinerer Produktmengen
Sondergenehmigungen einholen. Der Bundesrat beantragte – ebenfalls noch im Jahr
2019 – die Ablehnung der Motion, da ein beträchtlicher Teil der Forderungen bereits
umgesetzt worden sei. Trotzdem teile er die Meinung, dass die Verbesserung der
Impfstoffversorgung zentral sei. Sollte eine Evaluation zur Wirksamkeit der getroffenen
Massnahmen, die Ende 2020 publiziert werden soll, nicht zufriedenstellend sein,
müssten weitere Schritte geprüft werden. Im Frühjahr 2021 kam die Motion, welche
nach dem Ausscheiden Heims aus der grossen Kammer von Angelo Barrile (sp, ZH)
übernommen worden war, in den Nationalrat. Infolge der krankheitsbedingten Absenz
Barriles kam sie dort diskussionslos zur Abstimmung. Diese fiel mit 180 zu 1 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) für die Motion aus, wobei die einzige Gegenstimme von Markus
Ritter (mitte, SG) stammte. 68

MOTION
DATUM: 10.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Nationalrat Olivier Feller (fdp, VD) wollte den Bundesrat dazu anhalten, die notwendigen
Massnahmen zu ergreifen, um Apotheken die Durchführung serologischer Tests zu
erlauben. Mittels eines Nachweises von Antikörpern könnten Personen identifiziert
werden, welche bereits mit dem Coronavirus infiziert waren, ohne gezwungenermassen
Krankheitssymptome aufzuweisen. Das Durchführen serologischer Tests könne somit
zur besseren Schätzung des Prozentsatzes der Bevölkerung, welcher bereits an Covid-
19 erkrankt war, dienen. Weiter gäben die Tests Aufschluss über die Erholung der
Patientinnen und Patienten, zudem könnte ihre Immunität aufgrund bereits erfolgter
Covid-19-Erkrankungen untersucht werden, so Feller in seiner Begründung von Anfang
Mai 2020. In seiner Stellungnahme empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung. Er
erachtete die Tests als ungeeignet für die individuelle Diagnostik, da unter anderem
noch nicht nachgewiesen sei, ob Antikörper tatsächlich vor dem Virus schützten.
Sollten die serologischen Tests dereinst trotzdem für die individuelle Diagnostik
angewendet werden können, könnte dafür auf die Testkapazitäten der bestehenden
Laboratorien zurückgegriffen werden, so dass sich eine Ausweitung auf die Apotheken
erübrige. Den Nationalrat schienen die Worte der bundesrätlichen Stellungnahme
jedoch nicht zu überzeugen, er nahm die Motion in der Frühjahrssession 2021
stillschweigend an. 69

MOTION
DATUM: 17.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Die uneingeschränkte und möglichst rasche Einführung der Covid-19-Schnelltests
sowie deren Finanzierung durch den Bund verlangte Jacqueline de Quattro (fdp, VD) im
Oktober 2020 in einer Motion. So müsse die Schweiz mehr Covid-19-Tests durchführen,
was durch die Einführung der Schnelltests ermöglicht werde. Entsprechend störte sie
sich an der Vorgabe des Bundesrates, Schnelltests nur bei Symptomen und für
Personen, die keiner Risikogruppe angehören, zuzulassen. Mit einer uneingeschränkten
Zulassung – wie sie zum Beispiel Deutschland und Frankreich kennen – könne die
Pandemie eingedämmt werden, wovon sowohl die Wirtschaft als auch das Gesundheits-
oder Bildungspersonal profitieren würden. Der Bundesrat erläuterte in seiner
Stellungnahme die verschiedenen Ausweitungen der Testkapazitäten und der
Kostenübernahme, welche er in den letzten Monaten vorgenommen hatte, und
erachtete die Motion mit diesen Massnahmen als erfüllt. Der Nationalrat lehnte die
Motion in der Frühjahrssession 2021 stillschweigend ab. 70

MOTION
DATUM: 19.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2021 reichte Pirmin Schwander (svp, SZ) eine Motion ein, mit der er die
finanziellen Unterstützungsmassnahmen aus dem Covid-19-Gesetz in ein separates
Covid-19-Finanzhilfengesetz überführen wollte. Da sich das Referendum gegen das
Covid-19-Gesetz vor allem «gegen die sanitarischen Massnahmen und das
‹Notrechtsregime› insgesamt» richte, sollten die weniger umstrittenen Finanzhilfen bei
einer Ablehnung des Covid-19-Gesetzes an der Urne in ein separates Gesetz übertragen
und somit weitergeführt werden. Der Bundesrat verwies jedoch darauf, dass gemäss
Bundesverfassung eine Erneuerung oder materielle Retuschen nach einer Ablehnung
eines dringlichen Gesetzes an der Urne unzulässig seien – möglich sei nur die Aufnahme
in die nicht dringliche Gesetzgebung, wofür das ordentliche Gesetzgebungsverfahren
eingehalten werden müsse. Damit sei jedoch ein nahtloses Inkrafttreten der
Wirtschaftshilfen auf den Zeitpunkt nach Ablauf der dringlichen Verordnungen nicht
möglich. Er empfahl die Motion somit zur Ablehnung. Nach Bestätigung des Covid-19-
Gesetzes an der Urne blieb die Motion vorerst unbehandelt. 71

MOTION
DATUM: 19.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2021 befasste sich der Nationalrat mit einer im Dezember 2020
eingereichten Motion Dobler (fdp, SG), die auf eine Änderung des Epidemiengesetzes
abzielte. Konkret forderte der Motionär eine Änderung ebendieses Gesetzes, die es
dem Bund ermöglichen soll, das Erheben von Daten auf Bundesebene zu steuern und
zu koordinieren. Zudem solle die Wirtschaft stärker in diesen Prozess eingebunden
werden. Demnach sei eine bessere kantonale Bekämpfung der Covid-19-Pandemie
durch den zu späten, zu stark variierenden und zu seltenen Einsatz des Contact-
Tracings und weiterer digitaler Möglichkeiten verhindert worden, argumentierte der
Motionär. In einer Pandemie müsse der Föderalismus zugunsten einer stärkeren Rolle
des Bundes zurückstecken; dies sei sowohl effizienter als auch günstiger. Der Bundesrat
begrüsste die vorgeschlagene Gesetzesänderung. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat den Vorstoss an. 72

MOTION
DATUM: 19.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mitte März 2021, nachdem sich National- und Ständerat gegen die Aufnahme eines
verbindlichen Öffnungstermins ins Covid-19-Gesetz ausgesprochen hatten, reichten
Thomas Aeschi (svp, ZG; Mo. 21.3157) und Marco Chiesa (svp, TI; Mo. 21.3441) in beiden
Räten gleichlautende Motionen ein, mit denen sie die Corona-bedingte besondere
Lage nach Artikel 6 des Epidemiengesetzes aufheben lassen wollten. Da das
Epidemiengesetz die besondere Lage als Situation definiere, in welcher die
«ordentlichen Vollzugsorgane» dem Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren
Krankheiten nicht gewachsen seien, die Vollzugsorgane aber in der über zwölf Monate
andauernden Krise die Situation in den Griff bekommen hätten – Thomas Aeschi
erwähnte insbesondere die zurückgegangene Auslastung der Spitäler, die wirksamen
Schutzkonzepte sowie die Impfung von gefährdeten Personen –, seien die
Voraussetzungen für die besondere Lage nicht mehr gegeben. 
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf die zweite Situation, in der die besondere
Lage gemäss EpG ausgerufen werden könne: Wenn nämlich die WHO eine
gesundheitliche Notlage feststelle und die «öffentliche Gesundheit in der Schweiz
gefährdet» sei. Aktuell liessen die gesetzlichen Kriterien eine Rückkehr zur normalen
Lage nicht zu, betonte der Bundesrat. 
In der Sommersession 2021 behandelten National- und Ständerat die beiden Motionen
im Rahmen einer von der Mehrheit der SVP-Fraktion für diese zwei Vorstösse
verlangten ausserordentlichen Session. Nach kurzen Wortmeldungen der Motionäre
sowie von Gesundheitsminister Berset lehnte der Nationalrat die Motion mit 127 zu 54

MOTION
DATUM: 16.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab, der Ständerat tat es ihm mit 25 zu 16 Stimmen gleich.
Im Nationalrat unterstützte die Mehrheit der SVP-Fraktion sowie eine Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion den Vorstoss, konnten damit jedoch keine Mehrheit erzielen. 73

Im Januar 2021 reichte die SGK-NR eine Motion ein, mit der das Gesundheitssystem auf
ein «erneute[s] Aufflammen der Pandemie» vorbereitet werden sollte. Demnach
sollte der Bundesrat die Kantone anweisen, die Spitäler sowie die Alters- und
Pflegeheime finanziell so zu unterstützen, dass sie sich auf eine erneute Covid-Welle
vorbereiten können. So störte sich die Kommission zum einen daran, dass die
Kantonsärztinnen und Kantonsärzte bei Personalmangel die Quarantänepflicht in den
Alters- und Pflegeheimen aufheben können, wodurch die besonders stark gefährdeten
Seniorinnen und Senioren in den entsprechenden Heimen zusätzlicher Gefahr
ausgesetzt würden. Folglich sollten die Kantone die Finanzen für eine Aufstockung des
Pflegepersonals sprechen, alternativ könnten auch die «Kapazitäten der Armee» zur
Verfügung gestellt werden. Zum anderen standen bei den Spitälern gemäss Kommission
im April 2020 zusätzlich zu den normalerweise vorhandenen 1000 Intensivpflegeplätzen
500 weitere Plätze zur Verfügung. Da die Spitäler, welche diese zusätzlichen Plätze
bereitgestellt hatten, dafür jedoch nur teilweise entschädigt worden seien, würden
diese zukünftig vermutlich nicht mehr angeboten. Entsprechend müssten jetzt
(finanzielle) Vorkehrungen getroffen werden, dass bei einer allfälligen weiteren Corona-
Welle erneut mindestens 1500 Intensivpflegeplätze bereit stünden. 
Der Bundesrat verwies in beiden Fragen auf die Zuständigkeit der Kantone. So müssten
die Kantone sowie die Arbeitgebenden für genügend Personal in Alters- und
Pflegeheimen sorgen. Einen Armeeeinsatz in den Alters- und Pflegeheimen habe das
Parlament im Übrigen in der Wintersession 2020 abgelehnt, da die Armee nur subsidiär
tätig werden solle. Die Spitäler hätten zudem ihre Intensivpflegekapazitäten laufend
ausgebaut, wobei der Bundesrat die Finanzierung dieses Ausbaus geregelt habe. Somit
empfahl die Regierung die Motion zur Ablehnung. 
In der Sommersession 2021 setzte sich der Nationalrat mit dem Vorstoss seiner
Kommission auseinander. Kommissionssprecher Maillard (sp, VD) anerkannte die
weitreichenden Bemühungen des Bundesrates sowie die Kompetenzen der Kantone,
wollte den Bundesrat – mit dem Auftrag des Parlaments im Rücken – aber dennoch
befähigen, präventiv die entsprechenden Pläne der Kantone für den Herbst und Winter
2021 einzuholen. Mit 128 zu 57 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat
für die Motion aus, die FDP.Liberalen-Fraktion sowie die Mehrheit der Mitte- und eine
Minderheit der SVP-Fraktion lehnten den Vorstoss ab. 74

MOTION
DATUM: 16.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Die SGK-NR verlangte im März 2021 mit einer Motion ausreichend finanzielle Mittel für
eine systematische Erforschung und wissenschaftliche Begleitung von Long-Covid-
Fällen. Damit Personen mit Long-Covid-Symptomen zukünftig besser geholfen werden
könne, sollten die bekannten Fälle mithilfe einer dem allgemeinen Wissensaustausch
dienenden Anlaufstelle systematisch begleitet werden. Eine Kommissionsminderheit de
Courten (svp, BL) beantragte die Motion zur Ablehnung – im Gegensatz zum Bundesrat.
Dieser anerkannte die Problematik, lehnte aber die Schaffung einer solchen Anlaufstelle
durch den Bund aufgrund einer fehlenden verfassungsrechtlichen Grundlage ab. Es sei
Aufgabe der Kantone, die entsprechenden Strukturen zu schaffen, wobei einige
Kantone bereits damit begonnen hätten. Stattdessen werde er jedoch die nötigen
Massnahmen zur Behandlung der von Long-Covid betroffenen Personen in seinem
Bericht zur Erfüllung des Postulats der SGK-SR (Po. 21.3014) darlegen – wie es das
entsprechende Postulat der Schwesterkommission forderte. Minderheitensprecher de
Courten wies in der Sommersession 2021 auf die bereits in Auftrag gegebenen Studien
zu diesem Thema hin. Er beteuerte deren Notwendigkeit, erachtete aber zusätzliche
Studien, Gelder und Massnahmen zu demselben Thema als nicht nötig. Die grosse
Kammer nahm die Motion jedoch mit 126 zu 51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) deutlich
an. Abgelehnt wurde der Vorstoss von der SVP-Fraktion und einzelnen Mitgliedern der
Mitte-Fraktion. 75

MOTION
DATUM: 16.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.22 23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Sommersession 2021 widmete sich der Ständerat einer im März 2021
eingereichten Motion von Othmar Reichmuth (mitte, SZ), mit der er die Aufhebung der
ausserordentlichen Lage forderte, sobald alle Personen den Zugang zu einem
geprüften Impfstoff haben. Reichmuth verlangte auch, dass keine Sonderprivilegien für
Geimpfte eingeführt werden – dieses Verbot sollte einen passiven Impfzwang
verhindern. Für Reisen ins Ausland sei jedoch allenfalls ein Impfausweis zu erstellen. In
seiner Antwort verwies der Bundesrat darauf, dass die ausserordentliche Lage bereits
seit Juni 2020 aufgehoben sei und aktuell die besondere Lage gemäss EpG gelte. Im Mai
2021 habe er zudem in seinem Drei-Phasen-Modell festgelegt, dass die «starke[n]
gesellschaftliche[n] und wirtschaftliche[n] Einschränkungen» aufgehoben werden
sollen, sobald alle impfwilligen Erwachsenen geimpft sind. In der Sommersession 2021
lobte Reichmuth das Drei-Phasen-Modell und die vom Bundesrat verordneten
Lockerungen per Ende Mai 2021. Dennoch befürchte er, dass der Bundesrat den
Zeitpunkt für eine vollständige Aufhebung der Massnahmen verpassen werde. Nach
verschiedenen Wortmeldungen entschied der Motionär, seinen Vorstoss zugunsten der
Motion Chiesa (svp, TI; Mo. 21.3441) mit ähnlichem Inhalt zurückzuziehen, da seine
eigene Formulierung mit der Forderung nach Aufhebung der ausserordentlichen Lage
fehlerhaft sei. 76

MOTION
DATUM: 17.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2021 forderte die SGK-NR den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, bis
Ende Juni 2023 einen Entwurf für eine Revision des EpG auszuarbeiten, welcher die
während der Covid-19-Pandemie gemachten Erfahrungen berücksichtigt. Die
Landesregierung begrüsste das Anliegen, gab aber auch zu bedenken, dass neben der
Bundesebene auch die Kantone berücksichtigt werden müssten und die angesetzte
Frist sehr sportlich sei. Sollte die Motion vom Nationalrat angenommen werden, so
werde der Bundesrat dem Ständerat gegebenenfalls einen Änderungsantrag mit einer
Frist auf Ende 2023 unterbreiten. Stillschweigend nahm die grosse Kammer das
Geschäft in der Herbstsession 2021 an. 77

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Eine grössere Versorgungssicherheit bei Impfstoffen wollte Bea Heim (sp, SO) mittels
einer Motion erreichen, die sie im September 2019 – und somit noch vor der Covid-19-
Pandemie – einreichte. Der Fokus soll dabei auf Impfstoffe gelegt werden, bei denen
ein Risiko für Versorgungsengpässe bestehe. Weiter forderte die Motionärin einen
zentralen Einkauf, mehrjährige Lieferverträge und garantierte Mengen sowie die
Beschleunigung der Zulassung EMA-geprüfter Impfstoffe. Der Vorstoss wurde gut zwei
Jahre nach dessen Einreichung im Nationalrat diskutiert. Angelo Barrile (sp, ZH),
welcher die Motion nach dem Ausscheiden Heims aus der grossen Kammer
übernommen hatte, veranschaulichte am Beispiel des Mangels an Impfungen gegen
Starrkrampf und Keuchhusten, was es bedeutet, wenn es zu einem Lieferengpass
kommt. Es sei an der Ärzteschaft gewesen, über die Verteilung des verfügbaren
Impfstoffes zu entscheiden, wobei die Empfehlung herausgegeben worden sei,
werdende Eltern zu bevorzugen und Seniorinnen und Senioren zu vertrösten. So etwas
dürfe in der Schweiz nicht wieder geschehen, erklärte Barrile. Gesundheitsminister
Berset führte aus, dass die Situation nun eine ganz andere sei als noch bei der
Stellungnahme des Bundesrates im November 2019. Trotzdem beantrage die
Landesregierung weiterhin die Ablehnung des Geschäfts. Grund dafür sei, dass sich
eine ganze Reihe an Massnahmen bereits in Umsetzung befinde. So diskutiere man in
Zusammenarbeit mit dem BWL und Swissmedic zwanzig Massnahmen zur Verbesserung
der Versorgung. Bei einer der geplanten Massnahmen handle es sich um den zentralen
Einkauf, welcher allerdings nicht alleine, sondern zusammen mit anderen Massnahmen
beurteilt werden müsse. Die Corona-Pandemie habe zudem gezeigt, dass der zentrale
Einkauf im Krisenfall etwas sei, das funktioniert. Was das vereinfachte
Zulassungsverfahren betreffe, so schliesse dieses seit Inkrafttreten der letzten
Änderung des Heilmittelgesetzes auch Impfstoffe mit ein, womit diese Forderung
bereits adressiert werde. Eine Evaluation der Wirksamkeit der ergriffenen Massnahmen
erfolge auf Ende 2020. Ebenfalls für die Ablehnung der Motion spreche der
Bundesratsbeschluss vom Mai 2021 zur Ausarbeitung einer Strategie zur langfristigen
Sicherung der Versorgung der Schweiz mit Impfstoffen, mit der das EDI und das WBF
beauftragt worden seien. Der Nationalrat liess sich vom Bundesrat jedoch nicht
überzeugen und nahm die Motion mit 137 zu 44 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Dabei
stammten alle ablehnenden Stimmen aus der SVP-Fraktion. 78
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Mit einer im September 2021 eingereichten Motion wollte Thomas Aeschi (svp, ZG) dafür
sorgen, dass der Bundesrat auch weiterhin die Kosten aller Covid-19-Tests
übernimmt, solange das Covid-19-Zertifikat gilt. So hatte die Regierung zuvor erklärt,
dass Bundesrat und Krankenkassen ab dem 1. Oktober 2021 nur noch die Kosten der
Tests von symptomatischen Personen übernehmen werden. Um nicht-geimpfte und
nicht-genesene Personen, die zum Erhalt eines Zertifikats einen Covid-19-Test machen
müssen, nicht zu diskriminieren, müsse der Bund die Kosten auch weiterhin
übernehmen, betonte Aeschi. In der Herbstsession 2021 und somit elf Tage nach
Einreichung der Motion behandelte der Nationalrat einen Ordnungsantrag des
Motionärs auf Aufnahme der Motion in die nationalrätliche Traktandenliste des Tages.
Der vom Bundesrat angegebene Grund für die Zertifikatspflicht – die Überlastung des
Spitalwesens – sei nun nicht mehr gegeben. Nun müsse man mit Annahme der Motion
ein Zeichen gegen die Spaltung der Gesellschaft setzen und sich gegenüber den Jungen
solidarisch zeigen, argumentierte der Motionär. Gemäss Ruth Humbel (mitte, AG) habe
auch die SGK-NR dem Bundesrat die Fortführung der Finanzierung der Covid-Tests
empfohlen, dennoch bat sie den Rat um Ablehnung des Ordnungsantrags, da die Motion
gemäss Parlamentsgesetz nicht ohne vorherige Stellungnahme des Bundesrates
behandelt werden dürfe und der Ständerat so oder so erst in der Wintersession 2021
Stellung dazu nehmen könne. Ratspräsident Aebi (svp, BE) betonte ebenfalls, dass der
Antrag gegen das Parlamentsgesetz verstosse, erläuterte aber ergänzend, dass auch ein
gegen das Gesetz oder die Verfassung verstossender Ordnungsantrag dem Rat mit
Verweis auf den Verstoss zur Abstimmung vorgelegt werden dürfe. Mit 103 zu 67
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat den Ordnungsantrag ab, womit die
Behandlung der Motion frühestens in der Wintersession 2021 wird erfolgen können. Für
Annahme des Ordnungsantrags stimmten grossmehrheitlich die SVP- und die Grünen-
Fraktion. 79

MOTION
DATUM: 27.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2021 nahm sich der Ständerat einer Motion Feller (fdp, VD) an,
welche im Kampf gegen Covid-19 die Durchführung serologischer Tests in Apotheken
forderte. Für die SGK-SR berichtete Josef Dittli (fdp, UR), dass sich die Situation seit
dem Einreichen des Vorstosses verändert habe und die entsprechenden Tests
mittlerweile in Schweizer Apotheken angeboten würden. Die Forderung der Motion sei
daher bereits erfüllt respektive überholt. Daher empfehle die Kommission die
Ablehnung des Geschäfts. Gesundheitsminister Berset kam in seiner Wortmeldung zum
gleichen Schluss. In der Folge lehnte das Stöckli den Vorstoss stillschweigend ab. 80

MOTION
DATUM: 01.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Klar zum Ausdruck kam, dass die Parlamentarier ein stärkeres Engagement des Bundes
bei der Prävention wünschen. So wurde eine zu Beginn des Jahres von Nationalrat
Rychen (svp, BE) und 106 Mitunterzeichnern eingereichte Motion (Mo. 90.313) mit dem
Auftrag, eine breitangelegte nationale Kampagne gegen den Drogenmissbrauch nach
dem Vorbild der AIDS-Kampagne einzuleiten, rasch und diskussionslos von beiden
Räten überwiesen. 

Bereits im Herbst stellte das BAG seine diesbezüglichen Vorstellungen vor. Danach soll
der Bund nach der Weiterbildungsoffensive nun eine «Drogenoffensive» starten, ein
auf CHF 45 Mio. veranschlagtes Fünfjahresprogramm im Bereich der Primärprävention.
Gleichzeitig regte das Amt an, eine Dokumentations- und Informationsstelle
einzurichten, wie dies im BetmG auch vorgesehen ist, und ein Nationales
Forschungsprogramm (NFP) über Drogenfragen auszuschreiben. 81

MOTION
DATUM: 29.11.1990
MARIANNE BENTELI

Da aber in der Debatte praktisch alle Votanten die gesundheitsschädigende Wirkung
des Rauchens unterstrichen hatten, überwies der Rat eine Motion seiner
vorberatenden Kommission, welche den Bundesrat auffordert, eine Vorlage
auszuarbeiten, damit aus der Tabaksteuer ein angemessener Anteil für
Gesundheitserziehung und Prävention zur Verfügung gestellt werden könne, wobei die
Leistung nicht zu Lasten der Ablieferung an die AHV/IV gehen dürfe. Gegen den Willen
des Bundesrates, der darauf hinwies, dass dafür eine Verfassungsänderung notwendig
wäre, da Art. 34 BV alle Mittel aus der Tabaksteuer zweckgebunden der AHV und IV
zuweist, wurde die Motion, wenn auch nur knapp, angenommen. 82

MOTION
DATUM: 02.06.1993
MARIANNE BENTELI
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In der Wintersession 1993 reichte die CVP-Fraktion eine Motion ein mit der Forderung,
möglichst rasch ein Suchtpräventionsgesetz auszuarbeiten. Ziel ist eine
gesamtschweizerische Koordination der Massnahmen zur Bekämpfung illegaler Drogen
und gegen den Missbrauch von Medikamenten, Alkohol und Tabak. Zur Finanzierung der
Präventionsmassnahmen sollen konfiszierte Drogengelder verwendet werden. 83

MOTION
DATUM: 15.10.1993
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an seine Drogendebatte in der Herbstsession 1994 überwies der
Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat
beantragt hatte, mit 78 zu 34 Stimmen eine Motion der CVP-Fraktion für die
Ausarbeitung eines Suchtpräventionsgesetzes. Das neue Gesetz soll schwergewichtig
eine gesamtschweizerisch koordinierte Politik zur Drogenbekämpfung und
Drogenprävention anstreben und dabei im Sinn einer ganzheitlich orientierten
Suchtprävention flankierende Massnahmen zur Förderung des verantwortlichen
Umgangs mit Sucht und/oder Genussmitteln ganz allgemein einbeziehen. 84

MOTION
DATUM: 06.10.1994
MARIANNE BENTELI

Auch im Parlament fand das BAG Unterstützung. Mit einer Motion wollte Nationalrat
Grobet (pda, GE) den Bundesrat verpflichten, die Tabakwerbung an öffentlichen Orten
zu verbieten und auf dem Verkauf von Zigaretten eine Abgabe zu erheben, die dazu
dienen sollte, eine Dauerkampagne über die Gefahren des Tabakmissbrauchs zu
finanzieren und den Krankenkassen Beiträge an die Kosten zu leisten, die ihnen durch
Krankheiten infolge von Tabakmissbrauch entstehen. Der Bundesrat zeigte sich zwar
durchaus offen für diese Forderungen, wollte sich im Detail aber nicht die Hände
binden lassen, weshalb er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat beantragte. 85

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Mitte Mai 2020 reichte die SGK-NR eine Motion ein, mit welcher sich der Bundesrat bei
den Tarifpartnern im Gesundheitswesen sowie den Kantonen für eine rasche Regelung
der Kostenübernahme der Zusatzkosten von Covid-19 einsetzen und notfalls – falls
sich diese nicht einigen könnten – selbst entsprechende Regeln erlassen sollte. Die
Kommission sprach dabei ausdrücklich von Kosten für Spitäler und
Leistungserbringende, Covid-19-Tests und Schutzausrüstungen für Patientinnen,
Patienten und Mitarbeitende des Gesundheitswesens. Der Bundesrat sah in seiner
Stellungnahme keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Einige Punkte seien bereits
geklärt worden, so habe das BAG Richtlinien für die stationäre Kostenübernahme und
Empfehlungen für vorübergehend anwendbare Abrechnungsmöglichkeiten für
Leistungen auf Distanz erlassen und die Regelung für Analysen mit den
Krankenversicherungen geklärt. Die Kantone hätten ihrerseits die Restfinanzierung im
Pflegebereich geregelt. Der Bund selbst übernehme aufgrund des Epidemiengesetzes
ausschliesslich die Heilmittelkosten sowie die Kosten für von seinen Organen
angeordnete Untersuchungen, Überwachungen und Quarantäne. Schliesslich seien zu
diesem Zeitpunkt aber weder die Höhe der Mehrkosten für die Behandlung von Covid-
19-Patientinnen und -Patienten noch die Höhe der Gesamtkosten klar. Damit
überzeugte er den Nationalrat jedoch nicht: In der Sommersession 2020 sprach sich
dieser einstimmig (mit 187 zu 0 Stimmen) für Annahme der Motion aus. 86

MOTION
DATUM: 18.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Ständerat die Motion der SGK-NR für eine
rasche Regelung der Kostenübernahme der Zusatzkosten von Covid-19. Die SGK-SR
hatte zuvor mit 8 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deren Ablehnung beantragt. Man wolle
den Bericht zum eigenen Postulat zu den Corona-Kosten im Gesundheitswesen (Po.
20.3135) abwarten, bevor man über die Kostenverteilung diskutiere, erklärte die
Kommission in ihrem Bericht. Stillschweigend folgte der Rat diesem Antrag und lehnte
die Motion ab. 87

MOTION
DATUM: 21.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Noch während der Covid-19-Pandemie beantragten die Mitte-Fraktion im Nationalrat
(Mo. 20.3263) und Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 20.3282) im Ständerat in je einer
identischen Motion, dass die Schweiz Lehren aus der Covid-19-Pandemie für das
Schweizer Gesundheitssystem ziehen solle. Demnach solle der Bundesrat geeignete
Massnahmen bezüglich der Beanspruchung der medizinischen Notfallversorgung
aufzeigen, die Digitalisierung im Gesundheitswesen forcieren, die Finanzierung
indirekter, durch Einnahmeausfälle der Leistungserbringer entstehende Kosten der
Pandemie regeln, wobei nicht die Prämienzahlenden dafür aufkommen sollten, sowie
den Influenza-Pandemieplan überarbeiten. «Die Covid-19-Pandemie ist und war ein
Stresstest für unser Gesundheitssystem», betonte die Fraktion. Sie habe verschiedene
Defizite im Gesundheitswesen aufgezeigt, die nun angegangen werden müssten. 
Der Bundesrat empfahl die Motionen zur Annahme, er habe vor, die «Erfahrungen aus
der aktuellen Pandemie in einem Bericht aufzuarbeiten», dabei werde er die Anliegen
der Motionen umsetzen. Der Bericht könne aber erst nach Abschluss der Bewältigung
der Pandemie erstellt werden. Stillschweigend nahmen National- und Ständerat die
jeweiligen in ihrem Rat eingereichten Motionen im September 2020 an. 88

MOTION
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2021 nahm nach dem Nationalrat auch der Ständerat die
Motion der Mitte-Fraktion stillschweigend an, wonach Lehren aus der Covid-19-
Pandemie für das Schweizer Gesundheitssystem gezogen werden sollen. Zuvor hatte
sich auch die SGK-SR einstimmig für die Motion ausgesprochen. 89

MOTION
DATUM: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eineinhalb Monate nach Anpassung der Regeln zur Kurzarbeitsentschädigung an die
Corona-Krise reichte Maya Graf (gp, BL) eine Motion ein, gemäss der die
Kurzarbeitsentschädigung für Einkommen bis CHF 4'000 während der Corona-
Pandemie 100 Prozent des Monatslohns, statt wie bis anhin 80 Prozent, betragen soll.
Haushalte mit tiefen, nicht existenzsichernden Einkommen seien besonders stark von
der Krise betroffen und man müsse verhindern, dass diese Personen unter das
Existenzminimum gerieten und «in die Sozialhilfe gedrängt» würden. Ähnliche
Motionen hatten zuvor auch Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH; Mo. 20.3364) und Cédric
Wermuth (sp, AG; Mo. 20.3192) eingereicht.
Der Bundesrat erwiderte in seiner Stellungnahme, dass das Ziel der KAE eben nicht in
der Existenzsicherung der Arbeitnehmenden, sondern in der Verhinderung einer
Ganzarbeitslosigkeit liege. Die vorgeschlagene Ausdehnung der KAE würde die
entsprechenden Ausgaben um schätzungsweise 3 Prozent erhöhen. Der Bundesrat
habe der ausserordentlichen Situation aber Rechnung getragen, indem im Moment die
Einkünfte aus Zwischenbeschäftigungen während dem KAE-Bezug bei der
Kurzarbeitsentschädigung nicht mehr abgezogen würden, wodurch Betroffene ihr
Einkommen über ihren bisherigen Lohn hinaus aufbessern könnten. 
In der Herbstsession 2020 wies der Ständerat die Motion der SGK-SR zur
Vorbehandlung zu. Dabei könne man überprüfen, ob die Zuweisung der Personen an die
Sozialhilfe gleich teuer komme wie die Erhöhung der KAE für tiefere Einkommen,
argumentierte Charles Juillard (cvp, JU), der die Überweisung an die Kommission
beantragt hatte. 90

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Das Parlament habe die Forderung der Motionärin, die Kurzarbeitsentschädigungen für
Einkommen bis CHF 4'000 während der Corona-Pandemie auf 100 Prozent des
Monatslohns zu erhöhen, im Rahmen der ersten Änderung des Covid-19-Gesetzes in
der Wintersession 2020 erfüllt, begründete die Mehrheit der SGK-SR im Januar 2021
ihren Antrag auf Ablehnung der Motion. Eine Kommissionsminderheit um Motionärin
Maya Graf (gp, BL) beantragte aber dennoch, den Vorstoss anzunehmen, weil die
Regelung im Covid-19-Gesetz bis Ende März 2021 begrenzt sei, das Problem aber
voraussichtlich auch noch länger bestehen werde. Nachdem das Parlament die
entsprechende Regelung in der Frühjahrssession 2021 in der zweiten Änderung des
Covid-19-Gesetzes jedoch bis Ende Juni 2021 verlängert hatte, zog die Motionärin ihren
Vorstoss Anfang März 2021 zurück. 91

MOTION
DATUM: 03.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Soziale Gruppen

Alterspolitik

Nach dem Nationalrat im Vorjahr überwies auch der Ständerat im Einvernehmen mit
dem Bundesrat diskussionslos eine Motion Heim (sp, SO), welche eine nationale
Präventionskampagne zur Förderung der Gesundheit und der Autonomie im Alter
verlangt. Nach den Ausführungen der Kommissionssprecherin soll eine nationale
Präventionsstrategie dazu beitragen, das Pflegerisiko zu mindern oder zumindest
hinauszuzögern. Damit kann auch der Anstieg der Gesundheits- und Pflegekosten
wirksam gebremst werden. 92

MOTION
DATUM: 15.06.2006
MARIANNE BENTELI
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